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Beschluß vom 12. Mai 1993 

1 Der abweichende Bericht 

der Berichterstatterin Ingrid Köppe (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) vom 
12. Mai 1993 wird als zweite Ergänzung des dritten Teilberichts (Bundes-
tags-Drucksache 12/4500) 

festgestellt. 

2. Die zweite Ergänzung des dritten Teilberichts wird dem Deutschen 
Bundestag mit der Beschlußempfehlung vorgelegt, sie zur Kenntnis zu 
nehmen. 
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Abweichender Bericht der Berichterstatterin Ingrid Köppe 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) vom 12. Mai 1993 
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0. Vorbemerkungen 

0.1 Verfahren der Erstellung des Dritten 
Teilberichts 

Im Unterschied zu den ersten beiden Teilberichten 
des 1. Untersuchungsausschusses (1. UA) der 
12. Wahlperiode (Drucksachen Nr. 12/3462 und 12/ 
3920) ist es nicht gelungen, einen gemeinsamen 
Dritten Teilbericht aller Gruppen und Fraktionen zu 
erstellen. 

Der Dritte Teilbericht (Drucksache 12/4500) wird 
inhaltlich lediglich von den Fraktionen der CDU/CSU 
und FDP getragen. 

Die Gruppen und die SPD-Fraktion im 1. UA waren 
bei der Erarbeitung des Dritten Teilberichtes beteiligt 
und davon ausgegangen, daß ein gemeinsamer 
Bericht des gesamten Ausschusses auch von den 
Fraktionen der CDU/CSU und FDP angestrebt 
würde. 

Interne Entwürfe des Sekretariats waren nicht verbes-
serungsfähig. 

Wegen dieser Arbeitsschwierigkeiten des Sekretari-
ats des 1. UA lag den Gruppen und Fraktionen Anfang 
1993 noch kein überarbeitungsfähiger Entwurf vor. 

Am 4. Januar 1993 reichte die Gruppe BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN schriftlich einige Änderungsvorschläge 
für den letzten Berichtsentwurf des Sekretariats ein 
und kündigte weitere Ergänzungsvorschläge an. Da 
MdB Hörster (CDU) mitgeteilt hatte, daß er nicht in der 
Lage sei, seine Änderungswünsche termingerecht 
einzureichen, gingen wir davon aus, daß sich die Frist 
für die Abgabe weiterer Vorschläge verschoben 
habe. 

Ohne daß dies vom Ausschuß beschlossen worden 
war, erklärten sich wenig später offenbar informell die 
CDU/CSU- und die FDP-Fraktion bereit, durch ihre 
Mitarbeiter einen eigenen Entwurf zu erarbeiten, der 
als neue Grundlage für einen gemeinsamen Bericht 
gelten sollte. Hierüber wurde jedoch zumindest die 
Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN nicht unterrich-
tet. Wir mußten davon ausgehen, daß das Ausschuß-

-Sekretariat einen vierten Anlauf zur Erstellung eines 
diskussions- und überarbeitungsfähigen Entwurfes 
unternehmen würde. 

Unter Zuhilfenahme der technischen Möglichkeiten 
des Ausschuß-Sekretariats wurde von den Mitarbei-
tern  der CDU/CSU und FDP ein neuer Entwurf ver-
faßt. Darüber waren wir nicht informiert worden. 
Dieser Entwurf wurde am 19. Februar 1993 erstmals 
den Abgeordneten vorgelegt. 

Nach einer ersten Durchsicht dieses Entwurfs teilte 
die Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN dem Aus-
schuß-Sekretariat mit Schreiben vom 23. Februar 
1993 mit, daß der Bericht derart gravierende Mängel 
und Lücken aufweise, daß der bisherige Zeitplan nicht 

eingehalten werden könne. Wörtlich heißt es in dem 
Schreiben: 

„Der jetzt vorgelegte Entwurf enthält eine Reihe von 
unbegründeten Wertungen, Behauptungen, proble-
matischen Darstellungen und sprachlichen Schiefla-
gen. Es bedarf daher einer detaillierten Prüfung, die in 
so kurzer Zeit nicht machbar ist." 

Vor allem wiesen wir darauf hin, daß der Bewertungs-
teil des Berichtsentwurfes noch immer nicht vorlag. 

Dennoch beteiligte sich die Gruppe BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN auf Mitarbeiterebene am 26. Februar 1993 
an einer ganztägigen Besprechung mit dem Ziel, 
einige der gravierendsten Ungereimtheiten und 
Falschdarstellungen des Entwurfes zu überarbeiten. 

Der vom Obmann der CDU/CSU-Fraktion in einer 
Presseerklärung vom 22. März 1993 erhobene Vor-
wurf, die Opposition sei nicht bereit gewesen, an der 
Erstellung des Teilberichtes mitzuwirken, ist daher 
unzutreffend. 

Aber auch bei dieser Besprechung, bei der Anregun-
gen aller Fraktionen und Gruppen einvernehmlich 
eingearbeitet werden konnten, lag der Bewertungs-
teil noch nicht vor. 

Der jetzige Teil D „Gesamtbeurteilung und Schlußfol-
gerungen" des Mehrheitsberichts erreichte die 
Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN erst am 2. März 
1993, einen Tag vor der geplanten Feststellung des 
Dritten Teilberichts. 

Erst nach der in der Ausschuß-Sitzung am 3. März 
1993 vorgetragenen Weigerung von CDU/CSU und 
FDP, Änderungen an diesem Bewertungsteil zuzulas-
sen und eine Verschiebung der Feststellung des 
Dritten Teilberichtes um wenige Tage zuzulassen, 
während derer der Versuch einer Einigung unternom-
men werden sollte, ergab sich für die Gruppen von 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und PDS sowie für die 
SPD-Fraktion die Notwendigkeit, nunmehr eigene 
abweichende Berichte zum Dritten Teilbericht vorzu-
legen. 

Die mangelnde Kooperationsbereitschaft von CDU/ 
CSU und FDP zeigte sich auch darin, daß nicht wie 
üblich Mehrheitsbericht und abweichende Berichte in 
einer gemeinsamen Bundestagsdrucksache vorgelegt 
werden sollten. 

0.2 Regelverletzungen bei der Feststellung 
des Dritten Teilberichts 

Der am 3. März 1993 von der Koalitionsmehrheit 
verabschiedete Dritte Teilbericht des 1. UA wies 
einen gravierenden formalen Mangel auf: die Ankün-
digung von SPD, PDS und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, eigene Berichte vorzulegen, wurde von der 
Ausschuß-Mehrheit ignoriert; im Mehrheitsbericht 
fand sich zunächst kein Hinweis darauf. 
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Am 12. März 1993 teilte die Berichterstatterin der 
Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN dem Vorsitzen-
den des Ausschusses und den Obleuten mit, daß sie 
die Kenntnisnahme des Dritten Teilberichts nicht 
unterzeichnen werde. In dem Schreiben heißt es zur 
Begründung: 

„Der Teil D des 3. Teilberichts enthält lediglich die 
Bewertungen der Koalitionsfraktionen. SPD, PDS und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN werden Minderheitenvo-
ten zu diesem Teil D einreichen. 

Damit entspricht der jetzt vorliegende 3. Teilbericht 
nicht den allgemeinen Anforderungen an Ausschuß-
berichte. 

Ich verweise auf § 66, Abs.2 der GO des Bundestages 
(siehe auch Kommentar Ritzel/Bücker). 

Sollte allerdings der Bericht um folgenden Satz 
ergänzt werden können: 

,SPD, PDS, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN teilen die im 
Teil D des Berichtes vorgenommene Bewertung nicht 
und behalten sich vor, eigene Berichte vorzulegen' 

bin ich bereit, diesen Bericht zu unterzeichnen." 

Am 12. März 1993 wurde die Gruppe BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN schließlich darüber unterrichtet, daß 
der auf S. 8 der Drucksache 12/4500 enthaltene Satz 
„Die SPD-Fraktion sowie die Gruppen PDS/Linke 
Liste und BÜNDNIS 90/Die GRÜNEN haben ange-
kündigt, abweichende Berichte vorzulegen" in den 
Dritten Teilbericht aufgenommen wurde. 

0.3 Inhalt des Abweichenden Berichts der Gruppe 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Der vorliegende Bericht enthält neben unseren vom 
Mehrheitsbericht abweichenden Feststellungen auch 
einige inhaltliche Ergänzungen. 

Wesentliche Teile des Mehrheitsberichtes können wir 
inhaltlich mittragen. Dies bezieht sich insbesondere 
auf die Verknüpfung des Bereiches Kunst und Anti-
quitäten (KuA) mit dem MfS und die Rolle Dr. Alexan-
der Schalck-Golodkowskis. Wir haben hierbei aber 
inhaltliche Ergänzungen, vor allem eine Darstellung 
der wichtigsten Inoffiziellen Mitarbeiter (IM) des MfS 
im Bereich KuA vorgenommen. Dort wo die inhaltli-
chen Abweichungen gravierend sind, haben wir dies 
in Form von Anmerkungen zu den entsprechenden 
Seitenzahlen der Drucksache 12/4500 deutlich 
gemacht. (vgl. Abschnitt I. Anmerkungen zum Mehr-
heitsbericht). 

Der eigentliche inhaltliche Kern unseres von dem 
Bericht der Mehrheit abweichenden Votums ist: 

— die Bewertung der Aktenlage 

— die Bewertung der Rolle der westlichen Händler 

— die Bewertung der Rolle des BND und der Bundes-
regierung. 

Die im Mehrheitsbericht vorgenommene „Gesamtbe-
urteilung und Schlußfolgerungen" tragen wir inhalt-
lich nicht mit und legen hiermit unsere eigene Wer-
tung vor. (vgl. Abschnitt III) 

0.4 Aktenlage 

Bundesnachrichtendienst verweigert 
Aktenherausgabe 

Der Bundesnachrichtendienst (BND) hat nur sehr 
unvollständig Akten über den Bereich Kunst und 
Antiquitäten dem Ausschuß zur Verfügung gestellt. 

Dadurch wurde die Aufklärungsarbeit des Untersu-
chungsausschusses wesentlich behindert. 

Aus den Akten der MfS-Arbeitsgruppe Bereich Kom-
merzielle Koordinierung (AG BKK) geht hervor, daß 
die Aktivitäten der KuA GmbH ein Schwerpunkt der 
Beobachtungstätigkeit des BND in der DDR waren. 

Auch über die im Sommer 1983 durchgeführten BND-
Befragungen des langjährigen Geschäftsführers der 
KuA GmbH, Horst Schuster, wurden dem 1. UA kei-
nerlei Unterlagen übermittelt. 

Das Bundesamt für Verfassungsschutz (BfV) hat eine 
„Akte Schuster" zur Verfügung gestellt, die jedoch 
nicht öffentlich verwendet werden darf, da sie als 
Verschlußsache (VS-Vertraulich bzw. VS-Nur für den 
Dienstgebrauch) eingestuft ist. 

Für die Erstellung dieses Abweichenden Berichts hat 
die Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN das Sekreta-
riat des 1. UA erneut gebeten, den BND zur Heraus-
gabe der Akten zum Bereich KuA zu veranlassen. Der 
BND antwortete, daß entweder keine Akten vorhan-
den seien oder aus Quellenschutzgründen nicht zur 
Verfügung gestellt werden könnten. In diesem 
Zusammenhang nahm das Ausschuß-Sekretariat auf 
ein GEHEIM-Schreiben des BND-Präsidenten Porz-
ner an den 1. UA Bezug, das hier allerdings wegen 
seiner GEHEIM-Einstufung nicht zitiert werden 
kann. 

Es bleibt eine Aufgabe des 1. UA herauszufinden, 
warum bundesrepublikanische Stellen ehemalige 
DDR- und MfS-Aktivitäten verschleiern wollen. 

0.5 Zeugenvernehmungen 

Der 1. UA hat von Dezember 1991 bis Oktober 1992 
insgesamt 52 Zeugen aus dem Bereich Kunst und 
Antiquitäten vernommen. ' 

Dabei handelte es sich um: 

— 10 Zeugen aus der Gruppe der von der KuA-
Willkür betroffenen DDR-Bürger 

— 11 ehemalige Mitarbeiter aus dem Bereich KuA/ 
MfS (hiervon waren 9 Zeugen gleichzeitig Mitar-
beiter des MfS) 

— 19 ehemalige Mitarbeiter der Finanz- und Steuer-
verwaltung sowie anderer Bereiche der Verwal-
tung der DDR 

— 3 ehemalige Mitglieder der Kulturgutschutzkom-
mission bzw. des Staatlichen Kunsthandels der 
DDR 
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— 3 Rechtsanwälte und Richter 

— 2 Personen aus der Leitungsebene von KoKo 
(Schalck-Golodkowski und Seidel) 

— 2 ehemalige Kulturminister der DDR (Dr. Hoff-
mann und Dr. Keller) 

— 1 Zeuge von der westlichen Händler-Seite ( Saba-
tier) 

— 1 Zeuge, der als Liquidator der KuA tätig ist 
(Plokartz). 

Bedauerlich ist, daß lediglich ein Zeuge von der 
westlichen Händler-Seite vom 1. UA vernommen 
wurde. Angesichts der Bedeutung dieser Zeugen-
gruppe ist dies ein krasses Mißverhältnis. 

Zentrale Auskunftspersonen, wie der ehemalige stell-
vertretende KuA-Direktor Klaus-Dieter Richter oder 
die beim BND für die KuA-Beobachtung zuständigen 
Beamten wurden vom 1. UA überhaupt nicht vernom-
men. 

Die Zeugenvernehmungen litten teilweise darunter, 
daß sie vorgenommen wurden, bevor dem 1. UA 
überhaupt die benötigten Akten vorlagen. 

Ein besonders krasses Beispiel hierfür ist die am 
12. März 1992 durchgeführte Vernehmung des wich-
tigen Zeugen Hans Kopmann. Mit Schreiben vom 
10. März 1992 forderten wir den 1. UA auf, von einer 
Zeugenvernehmung vorläufig Abst and zu nehmen. 
Zur Begründung heißt es in unserem Antrag: 

„Nachdem die Gauck-Behörde angekündigt hat, die 
vom Ausschuß kurzfristig benötigten ersten Akten erst 
während der Sitzungen in Berlin zu übergeben, sehen 
wir insbesondere im Fall des Zeugen Kopmann keine 
sinnvolle Möglichkeit, eine Befragung durchzufüh-
ren. Allein im Falle des Zeugen Kopmann existieren 
insgesamt 96 Aktenordner, die über dessen Tätigkeit 
bei KoKo für das Ministerium für Staatssicherheit 
Aufschluß geben könnten. Nach den Angaben der 
Inhaltsübersichten der Gauck-Behörde ist Herr Kop-
mann ein besonders wichtiger Zeuge für die Aufklä-
rung der Verbindungen zwischen der KuA und dem 
Ministerium für Staatssicherheit. 

Es hat überhaupt keinen Sinn und gibt den Ausschuß 
der Lächerlichkeit preis, wenn eine Zeugenbefragung 
des Herrn Kopmann durchgeführt würde, obwohl 
bekannt ist, daß die Ausschußmitglieder die entschei-
denden Dokumente noch gar nicht kennen können. Es 
ist ein gutes Prinzip nicht nur der strafprozessualen 
Zeugenvernehmung, daß man erst dann zur Verneh-
mung schreiten sollte, wenn man den Zeugen begrün-
dete und abgesicherte Vorhaltungen machen 
kann." 

Dieser Forderung entsprach der 1. UA nicht, mit dem 
Ergebnis, daß der Zeuge seine MfS-Verstrickung 
hartnäckig leugnen und der UA ihm keine diesbezüg-
lichen Vorhalte machen konnte. 

Die vom 1. UA vernommenen Zeugengruppen haben 
sich unterschiedlich verhalten. 

Für den 1. UA waren hierbei besonders die Aussagen 
aus der Gruppe der Betroffenen wichtig, weil sie als 
einzige bereit waren, aus unmittelbarem Erleben die 
angewendeten MfS-Methoden im Kunst und Antiqui-
täten-Bereich zu schildern. Die Ausführungen waren 
konkret und machten be troffen. Viele dieser Zeugen 
leiden noch heute spürbar unter dem ihnen angetanen 
Unrecht. 

Gänzlich anders verhielten sich die Zeugen, die als 
KuA-Mitarbeiter gleichzeitig für das MfS tätig waren. 
Es war zu erkennen, daß hier noch alte Seilschaften 
funktionieren. Vielfach haben die Zeugen vorher 
miteinander ihre Zeugenaussagen abgestimmt. Ein 
Zeuge, Axel Hilpert, wurde von anderen Zeugen aus 
dem MfS/KuA -Bereich eingeschüchtert und im Vor-
feld seiner Vernehmung als „Verräter" bezeichnet. 

Die ehemaligen MfS-Mitarbeiter, wie z. B. die Zeugen 
Kopmann (GMS Hans, IM Kobra), die Zeugin Görlich 
(IM Susi), der ehemalige KuA-Geschäftsführer Schu-
ster (IM Sohle) und sein Nachfolger Farken (IM Hans 
Borau), zeigten keinerlei Schuldbewußtsein. 

Oft wurde auch vorgebracht, Berichte an das MfS 
habe jeder im DDR-Außenhandel Tätige abgeben 
müssen und man habe hiermit niemandem wissent-
lich geschadet. Die genannten Zeugen beriefen sich 
darüberhinaus auf Erinnerungslücken und trugen von 
sich aus nichts zur Aufklärung ihrer früheren Rolle bei. 
Sie reagierten erst auf konkrete Vorhalte aus ihren 
MfS-Akten. 

Einige ehemalige KuA/MfS-Mitarbeiter leugneten 
ihre MfS-Tätigkeit vollständig oder gaben vor, nie 
wissentlich IM gewesen zu sein. Dieses Verhalten 
reichte bis zu offenkundigen Falschaussagen wie im 
Fall der Zeugin Carla Görlich. (vgl. Abschnitt II.1.5) 

Leider hat es der 1. UA bisher versäumt, gegen 
derartige Falschaussagen die gebotenen rechtlichen 
Maßnahmen zu ergreifen. In keinem Fall wurde 
bisher die Vernehmung von MfS-Zeugen aus dem 
Bereich KuA für abgeschlossen erklärt und eine Straf-
anzeige bei der Staatsanwaltschaft gestellt. 

Dieses passive Verhalten des 1. UA steht im Wider-
spruch zu gegenteiligen Ankündigungen von Vertre-
tern  der CDU/CSU und FDP im 1. UA. Als während 
der Vernehmung des KuA-Generaldirektors Joachim 
Farken deutlich wurde, daß Farkens Aussagen zu 
seinen Kenntnissen über MfS-Kontakte des Mode-
schöpfers Wolfgang Joop im Widerspruch zu Angaben 
aus entsprechenden Akten standen, erklärte der 
damalige Ausschuß-Vorsitzende Horst Eylmann 
(CDU), man könne jetzt zwar über dieses Thema nicht 
weiter sprechen, da die entsprechenden Akten 
geheim eingestuft seien, man werde der Sache aber 
noch einmal nachgehen müssen. Der FDP-Abgeord-
nete Jörg van Essen erklärte, er werde Strafanzeige 
gegen Herrn Farken stellen, wenn dieser gewisse 
Aussagen nicht nachträglich korrigiere. Er sage dem 
Zeugen ganz bewußt, daß dieser bei der Durchsicht 
des Protokolls einige Aussagen zu korrigieren habe. 
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Die Falschaussage der Zeugin Görlich konnte erst 
nach ihrer Vernehmung, als ihre MfS-Akten beim UA 
eingetroffen waren, festgestellt werden. 

Auch im Fall des Zeugen Kopmann ergaben sich 
durch die erst nachträglich vorliegenden Akten 
erhebliche Verdachtsmomente für falsche und unvoll-
ständige Aussagen. 

Wenn der 1. UA dieses strafrechtlich relevante Ver-
halten von Zeugen ohne Widerspruch hinnimmt, darf 
es nicht verwundern, wenn es auch zukünftige Zeu-
gen aus dem MfS/KoKo-Bereich mit der Wahrheit 
nicht allzu genau nehmen. 

Wenn der Ausschuß jedoch endlich auf die Falschaus-
sagen der KuA/MfS-Zeugen reagieren würde, könnte 
hier die nötige abschreckende Wirkung erzielt wer-
den. 

In diesem Sinne hat die Gruppe BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN im 1. UA einen Antrag eingebracht, die 
bisherigen Zeugenaussagen aus dem Bereich KuA für 
abgeschlossen zu erklären und bei offensichtlichen 
Falschaussagen Strafanzeige gegen die Zeugen zu 
stellen. 

Der Zeuge Werner aus dem Bereich der Steuerfahn-
dung der DDR gab ein besonders abstoßendes Bei-
spiel eines bis zum heutigen Tage von der Rechtmä-
ßigkeit seines damaligen Tuns überzeugten Beamten, 
der sich jederzeit strikt an die Gesetze und Anordnun-
gen hält, seine Pflicht erfüllt, ohne die eigene Tätig-
keit kritisch zu hinterfragen. 

Die KuA-Mitarbeiter versuchten vor dem 1. UA, ihre 
Arbeit als normale Handelstätigkeit darzustellen. Sie 
hätten sich zu DDR-Zeiten keine Gedanken über das 
kriminelle Ausmaß und die MfS-Anbindung der KuA-
Tätigkeit gemacht. Sie seien erst nach der Wende 
durch Presseveröffentlichungen auf die Abgründe 
ihres ehemaligen Tätigkeitsgebietes aufmerksam 
geworden. 

Mehr Nachdenklichkeit konnte die Gruppe BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN auch bei dem Zeugen Eduard 
Sabatier nicht feststellen. Sabatier erklärte, m an  habe 
sich zwar durchaus Gedanken über die Herkunft der 
Antiquitäten gemacht, sich schließlich aber gesagt, 
daß hierfür ja die DDR-Gesetze maßgeblich seien. 
Man habe ja auch nicht bei jedem einzelnen Stück 
Nachforschungen anstellen können. 

Die aus dem Leitungsbereich von KoKo vernomme-
nen Zeugen, Dr. Alexander Schalck-Golodkowski 
und sein Stellvertreter Manfred Seidel, gaben vor, 
keinerlei Kenntnis von den kriminellen Aktivitäten 
der KuA GmbH und ihrem MfS-Hintergrund gehabt 
zu haben. 

Auch die vernommenen Kulturminister der DDR, Dr. 
Hoffmann und Dr. Keller, trugen zur Aufklärung 
wenig bei. 

L Anmerkungen zum Mehrheitsbericht 

I 1  Das Genehmigungsverfahren für den Import 
von DDR-Antiquitäten in der Bundesrepublik 
und die Rolle des Bundesministeriums für 
Wirtschaft 

Anmerkungen zum Mehrheitsbericht S. 48/49: 

„g) Überprüfung des Genehmigungsverfahrens zur 
Einfuhr von Kulturgut aus Anlaß des Falles 
Schwarz in der Bundesrepublik Deutschland" 

Der Mehrheitsbericht gibt keine Erklärung dafür, daß 
bis 1987 Genehmigungen für die Ausfuhr von Anti-
quitäten aus der DDR von den bundesdeutschen 
Behörden anstandslos erteilt wurden. Schließlich 
mußte der Bundesregierung spätestens seit der aus-
führlichen Befragung des KuA-Geschäftsführers 
Horst Schuster durch den BND im Sommer 1983 
bekannt gewesen sein, auf welche kriminelle Weise 
die für den Export vorgesehenen Waren von den 
DDR-Verkäufern erlangt worden waren. Es muß 
davon ausgegangen werden, daß von den Befra-
gungsergebnissen Schusters auch das für das Geneh-
migungsverfahren im Innerdeutschen Handel zustän-
dige Bundesministerium für Wirtschaft (BMWi) unter-
richtet worden war. 

Unklar bleibt im Mehrheitsbericht auch, warum nach 
dem Abschluß des Kulturabkommens zwischen der 
Bundesrepublik Deutschl and und der DDR im Jahre 
1986 die Einzelgenehmigungspflicht für den Import 
von Antiquitäten ab 1987 völlig wegfiel und diese 
Praxis auch nach dem Bekanntwerden des Falles 
Schwarz bis zum Ende der DDR beibehalten wurde. 

Daß der rechtsstaatswidrige Erwerb vom BMWi 
erkannt worden war, zeigt ja gerade die Absicht des 
BMWi von Anfang 1988, bei den nächsten Verhand-
lungen mit dem Ministerium für Außenhandel (MAH) 
der DDR auf dieses Problem hinzuweisen. (vgl. BMWi

-

-Vermerk im Dokumentenanhang, Dokument 
Nr.1 a). 

Aus einem Vermerk des KuA-Generaldirektors Far-
ken vom 2. November 1987 geht he rvor, daß die DDR 
ihrerseits in Person des Hauptabteilungsleiters BRD/ 
Westberlin im MAH, Dr. Andrä, bei der Treuhand-
stelle für den Innerdeutschen Handel (TSI), Herrn 
Rösch, „Protest" gegen die Rechtssprechung West-
berliner Gerichte im Fall Schwarz einlegen wollte. 
(vgl. Dokument 68 des Mehrheitsberichts) 

Aus einem weiteren Farken-Vermerk für Manfred 
Seidel vom 18. Dezember 1987 ist ersichtlich, daß die 
DDR auch erwog, das Ministerium für Justiz und das 
Ministerium für Auswärtige Angelegenheiten einzu-
schalten, um „gemeinsam diesen Ang riff auf die 
Rechtsstaatlichkeit der DDR abzuwenden." (vgl. 
Dokument 1b im Anhang) 

Der 1. UA konnte nicht klären, was aus diesen gegen-
seitig geplanten Protesten geworden ist. Es wäre 
sinnvoll, bei den ohnehin geplanten Zeugenverneh-
mungen der Herren Dr. Andrä und Rösch diesen 
Komplex noch nachträglich anzusprechen. Auch eine 
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Zeugenvernehmung des Verfassers des BMWi-Ver-
merks vom 15. Januar 1988, Dr. Vogel-Claussen, 
bietet sich in diesem Zusammenhang an. 

Wir bezweifeln, daß die vom BMWi dem 1. UA zur 
Verfügung gestellten Akten zum Bereich „Kunst und 
Antiquitäten-Handel der DDR" wirklich vollständig 
sind. Es ist kaum vorstellbar, daß der Vermerk vom 
15. Januar 1988 der einzige Aktenbestand des BMWi 
zu diesem Thema sein sollte, zumal durch das Urteil 
des Bundesgerichtshofes (BGH) vom September 1988 
erneut ein Anlaß bestanden haben muß, die Rechts-
lage und die Genehmigungspraxis einer Überprüfung 
zu unterziehen. 

Aufzuklären bleibt auch, warum die Treuhandstelle 
für den Innerdeutschen Handel noch im Juni 1988 die 
Adresse der KuA GmbH an interessierte westdeutsche 
Antiquitäten-Händler weitergegeben hat und wie 
häufig die TSI die Firma KuA weiterempfohlen hat. 
Dem 1. UA ist zumindest ein derartiger Fall bekannt. 
(vgl. Dokument Nr. 2 im Anhang) 

1.2 Das Urteil des Bundesgerichtshofs im Fall 
Werner Schwarz 

Anmerkung zu S. 49 des Mehrheitsberichts 

„h) Bewertung:" 

Der Mehrheitsbericht enthält sich jeglicher Kritik an 
dem Urteil des BGH zum Fall Schwarz vom 22. Sep-
tember 1988. (Wortlaut des Urteils vgl. Dokument 
Nr.74 im Anhang des Mehrheitsberichts). 

Die Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hingegen 
teilt den Rechtsstandpunkt von Professor Dr. Karl 
Kreuzer, der in einem Schreiben an den 1. UA vom 
25. Februar 1992 davon spricht, daß die Entscheidung 
des Bundesgerichtshofs „klar gegen die Verfassung 
verstößt" und auch schon zum Zeitpunkt ihres Erlas-
ses „völlig unhaltbar" war. In einem 1990 veröffent-
lichten Aufsatz in IPRax 1990, Heft 6, S.365ff kam Prof. 
Dr. Karl Kreuzer zu dem Ergebnis, daß sowohl das 
Kammergericht Berlin als auch der Bundesgerichtshof 
die entscheidungsrelevanten internationalverfah-
rensrechtlichen Fragen überhaupt nicht oder nicht 
genügend geprüft hätten. Das bei der Erlangung der 
Schwarzschen Standuhr von der DDR angewandte 
Verfahren habe gegen „fundamentale Rechtsgrund-
sätze der Bundesrepublik Deutschland" verstossen 
und könne daher nicht mit dem inländischen ordre 
public der Bundesrepublik Deutschland vereinbar 
sein. (vgl. den vollständigen Aufsatz sowie das Schrei-
ben Prof. Kreuzers an  den 1. UA im Anhang Doku-
ment Nr. 3) 

1.3 Die Rolle der westlichen Geschäftspartner der 
Kunst und Antiquitäten GmbH 

S. 52/53/56 des Mehrheitsberichts 

„2. Belieferung der Geschäftspartner" 

Die Rolle der westlichen Händlerseite und der Bun-
desregierung wird von uns anders als von der CDU/ 
CSU- und FDP-Fraktion gewertet. Es scheint uns 
erforderlich, mit unserem abweichenden Votum auf 
die selbstverständliche Tatsache hinzuweisen, daß zu 
einem Handel immer zwei Seiten gehören und diese 
dann auch für die tatsächliche Handelspraxis verant-
wortlich sind. 

Wenn in dem Mehrheitsbericht auf S. 56 lediglich von 
einer „gewissen Mitverantwortung" der Abnehmer-
seite gesprochen wird, stellt das eine Verharmlosung 
der Rolle der westlichen Händler dar. 

Im Jahr 1986 umfaßte der Kundenkreis der KuA 
GmbH in der Bundesrepublik und Westberlin ca. 
vierzig Abnehmer, wobei ca. 60 % des Umsatzes mit 
nur vier Großabnehmern (Jahresumsatz über eine 
Million DM) getätigt wurde. In den übrigen Ländern 
des westlichen Auslands bestand der Kundenstamm 
aus achtunddreißig Abnehmern, wobei 79 % des 
Umsatzes mit zehn Kunden (ab 500 000 DM Jahres-
umsatz) abgewickelt wurde. 

Der Mehrheitsbericht nennt nur einige wenige west-
liche Handelspartner und gibt so ein unzutreffendes 
Bild von der Fülle der Kontakte der KuA GmbH in den 
Westen. 

Um dieses Defizit auszugleichen, haben wir in den 
Anhang unseres abweichenden Teilberichtes einige 
KuA-Dokumente aufgenommen, die einen annähern-
den Überblick über Umfang und Charakter der KuA-
Verbindungen zu westlichen Händlern geben. 

Bei den im Anhang aufgenommenen KuA-Dokumen-
ten handelt es sich um Abschlußberichte der Leipziger 
Frühjahrs- und Herbstmessen aus verschiedenen Jah-
ren. Aus diesen Aufstellungen gehen die jeweils 
größten Kunden der KuA GmbH he rvor. (vgl. Doku-
mente Nr.4 a—f im Anhang) 

Weiter haben wir verschiedene KuA-Verkaufsüber-
sichten und Reisetabellen wiedergegeben, die eine 
Zusammenfassung der Westkontakte der KuA GmbH 
in bestimmten Monaten enthalten. (vgl. Dokumente 
5 a—b im Anhang) 

1984 veröffentlichte die Kunstfachzeitschrift „art" 
einen Artikel über die tatsächlichen Praktiken der 
KoKo-Firma KuA GmbH. (vgl. Dokument 48 im Mehr-
heitsbericht) 

Jeder, der nach diesem Zeitpunkt Handel mit KuA 
betrieb, hätte sich anhand dieses Artikels informieren 
und für die eigene Geschäftstätigkeit Konsequenzen 
ziehen können. 

Wir haben im Anhang nur solche Geschäftsanfragen 
westlicher Händler aufgeführt, die nach dem Zeit-
punkt der „art"-Veröffentlichung liegen. (vgl. Doku-
mente 6 a—b im Anhang) 
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Bemerkenswert ist hierbei, daß einige Händler nach 
der Berichterstattung der bundesrepublikanischen 
Medien über den Fall Schwarz und eines in diesem 
zeitlichen Zusammenhang erschienenen Interviews 
der Frankfurter Allgemeinen Zeitung (FAZ) mit dem 
KuA-Generaldirektor Joachim Farken vom 13. Sep-
tember 1988 gezielt Kontakt mit der KuA-GmbH 
aufgenommen haben, um nun selbst vom Handel mit 
dem gerade ins Gerede gekommen DDR-Antiquitä-
ten-Geschäft zu profitieren. 

Dieses Interview war zwischen Farken und Seidel 
abgesprochen worden. Die Fragen hatte die FAZ 
vorab übermittelt. (vgl. Dokumente Nr. 7 a—d im 
Anhang). 

Auch der von Werner Schwarz verklagte Besitzer des 
Antik-Shops im Kaufhaus des Westens (KaDeWe), 
Konsul Böttcher, hatte keine Skrupel, trotz des öffent-
lichen Interesses an seiner Person, den Handel mit 
KuA fortzusetzen und sogar noch auszuweiten. (vgl. 
Dokumente 8 a—d im Anhang) 

1.4 Sondergeschäfte der Kunst und Antiquitäten 
GmbH 

Anmerkung zu S. 54 des Mehrheitsberichts 

„VIII. Besondere geschäftliche Aktivitäten der 
Kunst und Antiquitäten GmbH" 

Die Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN teilt die 
Auffassung des Mehrheitsberichtes nicht, daß die 
Schilderung weiterer Geschäftsfelder der KuA GmbH 
für die politische Beurteilung der Aktivitäten des 
Bereiches KoKo sowie seines Leiters Dr. Alexander 
Schalck-Golodkowski nicht erforderlich erscheine. 

Im Gegenteil: Besonders die illegalen Aktivitäten der 
KuA GmbH im Bereich des Zigaretten-, Alkohol- und 
Goldschmuggels sowie im Bereich der Börsenspeku-
lation zeigen, daß der Antiquitäten-Handel der KuA 
GmbH nicht ihr alleiniges Standbein war. 

Vielmehr wurden die Infrastruktur der KuA GmbH, 
ihre Lagerkapazitäten in Mühlenbeck und ihre LKW 
u. a. auch für in der DDR so geheimgehaltene Projekte 
wie die Versorgung der Funktionärs-Siedlung Wand-
litz genutzt. 

Auch die auf den Seiten 57 und 58 des Mehrheitsbe-
richts geschilderten Börsen-Spekulationsgeschäfte 
der KuA-Angestellten Farken und Richter mit Edel-
metallen zeigen, daß die Auswirkungen der Sonder-
geschäfte von KuA in die Gegenwart hineinreichen, 
strafrechtlich relevant und für das Aufspüren verscho-
bener Vermögensmassen des KoKo-Bereiches von 
Bedeutung sein können. 

Wir haben einige der wichtigsten Sondergeschäfte der 
KuA GmbH im Abschnitt II.1.3 Klaus-Dieter Richter 
auf geführt. 

Andere Sondergeschäfte der KuA GmbH brauchen 
hier nicht erwähnt zu werden, weil sie bereits bei 
Blutke, S. 122 ff. ausführlich dargestellt wurden. (vgl. 
Günter Blutke: „Obskure Geschäfte mit Kunst und 
Antiquitäten — Ein Kriminalreport", Berlin 1990) 

II. Zusätzliche Feststellungen der Gruppe 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

11.1 Die Rolle des MfS und einzelner Inoffizieller 
Mitarbeiter der Kunst und Antiquitäten GmbH 
sowie der Steuerfahndung und ihre 
Arbeitsgebiete 

Die Aktivitäten der Kunst und Antiquitäten GmbH 
wurden weitgehend vom Ministerium für Staatssi-
cherheit angeleitet und gesteuert. 

Es kann aufgrund der Zeugenaussagen und der dem 
Ausschuß zur Verfügung stehenden schriftlichen 
Unterlagen davon ausgegangen werden, daß die 
wichtigsten Mitarbeiter der Firma Kunst und Antiqui-
täten als Inoffizielle Mitarbeiter des MfS tätig waren 
und in dieser Eigenschaft regelmäßig an das MfS 
berichtet sowie Aufträge ihrer jeweiligen Führungsof-
fiziere entgegengenommen haben. 

Für die Koordinierung der Tätigkeit der Kunst und 
Antiquitäten GmbH war neben den MfS-Hauptabtei-
lungen VII/13, XVIII/7 und AG BKK Manfred Seidel 
zuständig. (vgl. auch S.32 des Mehrheitsberichts). 

Der 1. UA mußte erleben, daß eine Reihe von Zeugen 
ihre Mitarbeit für das MfS hartnäckig geleugnet 
haben, obwohl sie eindringlich und mehrfach auf ihre 
Pflichten zur wahrheitsgemäßen und vollständigen 
Zeugenaussage hingewiesen worden waren. 

Die dem Ausschuß übersandten MfS- Unterlagen 
ergeben ein relativ vollständiges Bild über die bei 
KuA tätigen IMs in wichtigen Funktionen. Die fol-
gende Aufzählung ist dabei nur beispielhaft zu verste-
hen. Nur dort wo Akten vorliegen, war eine ausführ-
lichere Schilderung möglich. Wo den in den Akten 
auftauchenden Decknamen noch keine Klarnamen 
zugeordnet werden konnten, wird sich auch dies 
durch weiterhin beim Ausschuß eingehende Akten 
klären lassen. 

11.1.1 Horst Schuster -- IM Sohle 

Horst Schuster war von April 1973 bis Oktober 
1980 Hauptgeschäftsführer, Direktor bzw. 
Generaldirektor der Firma Kunst- und 
Antiquitäten. 

Seit 1963 IM Sohle 

Aus der MfS-Kaderakte von Horst Schuster wird die 
jahrzehntelange Tätigkeit Schusters für das MfS als 
IM Sohle deutlich. 

Schon vor seiner Einsetzung als Verantwortlicher für 
den Aufbau der Firma Kunst und Antiquitäten im 
Februar 1973 war Schuster langjähriger IM des 
MfS. 

Bereits als Delegat des Ministeriums für Außenhandel 
der DDR-Handelsvertretung in Beirut von 1960-1963 
hatte Schuster Kontakt zum MfS. 

Die Hauptverwaltung Aufklärung des MfS (HVA) 
hatte festgestellt, daß Schuster in den Jahren 1962/ 
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1963 von westdeutschen Personen im Libanon zur 
Durchführung einer „Republikflucht" gedrängt wor-
den war. Auf der Grundlage einer vom HVA-Leiter 
Markus Wolf bestätigten Vorlage wurde Schuster auf 
der Leipziger Frühjahrsmesse im April 1963 von der 
HVA/III kontaktiert, als IM Sohle angeworben und im 
Umgang mit operativ-technischen Mitteln geschult. 
Er erhielt eine Deckadresse und Geheimschreibmit-
tel. Er hatte Kontakt zu arabischen Geschäftsleuten 
und dem 2. Sekretär der bundesdeutschen Botschaft, 
die aus dem Libanon DDR-Bürger in den Westen 
„schleusten". 

Schuster erhielt damals den folgenden operativen 
Auftrag: 

„— maximale Kenntnisse über die Nah- und Fern-
ziele des westdeutschen, englischen und ameri-
kanischen Geheimdienst im Libanon in bezug auf 
die DDR zu erlangen, 

— Kenntnis über die Verbindungen des libanesi-
schen Geheimdienstes in die DDR zu erlangen, 

— Methoden der Abwerbung von DDR-Bürgern 
durch den westdeutschen Geheimdienst und 
Zusammenhänge der Aufnahme von republik-
flüchtigen Personen in der BRD zu erlangen." 
(vgl. Dokument Nr. 9 im Anhang) 

Zur Erfüllung dieses Auftrages sollte sich Schuster 
vom „westdeutschen Geheimdienst" anwerben las-
sen. Schuster ließ für sich selbst eine „Schleusung" 
vorbereiten und wurde von der HVA aus dem Libanon 
abgezogen, als das MfS die nötigen „operativen 
Kenntnisse" erlangt hatte. 

Hierbei hatte Schuster u. a. Kontakt zu dem westdeut-
schen Konsul Schnittger, der für Schuster bei der 
„Deutschen Bundesbank in Bonn" ein Konto einrich-
tete. Der IM-führende Mitarbeiter Schusters bei der 
HVA/III/6 war Leutnant Hofmann. 

Nach dem Rückzug aus dem Libanon wurde Schuster 
Kontordirektor des Außenhandelsbetriebes (AHB) 
Elektrotechnik und Heimelektrik. 

Im Juli 1965 wurde er von der HVA als IM Sohle an  die 
HA XVIII/7 des MfS abgegeben und hier durch den 
Referatsleiter Major Helmut Hillebrand sowie durch 
den späteren Offizier im besonderen Einsatz (OibE) 
Dieter Stets bis zu seinem Ausscheiden aus der HA 
XVIII im Oktober 1980 geführt. 

Der von der MfS-Führung nicht genehmigte Bau von 
Einfamilienhäusern in Mühlenbeck durch die KuA 
GmbH für Stets und Hillebrand sowie für Schuster 
selbst führte zur Ablösung Schusters als KuA-
Direktor. 

1965: Anwerbung Schusters durch die CIA 
Deckname: „Pfaff" 

Im April 1965 wurde Schuster anläßlich einer Dienst-
reise in Paris von der CIA kontaktiert. Dabei war der 
CIA bereits bekannt, daß Schuster ein Konto in Bonn 
unterhielt. Im Auftrag des MfS setzte Schuster diesen 
Kontakt fort und ließ sich von der CIA unter dem 
Decknamen „Pfaff" anwerben. Im Juni 1965 wurde 

Schuster im Libanon von der CIA einem Lügendetek-
tor-Test ausgesetzt. Einer der CIA-Führungsoffiziere 
von Schuster war ein Mitarbeiter namens „Händel". 
Schuster erhielt von der CIA eine westdeutsche Deck-
adresse „Wilhelmine Lück, von Hohenlohestr. 17, 
8782 Karlstadt". Bei einem Treff am 24. Januar 1966 
nannte Schuster der CIA Dieter Uhlig als eine Person, 
die für eine Anwerbung durch den Geheimdienst in 
Frage kommen könnte. 

Im Juli 1966 wurde der CIA-Mitarbeiter Hermann 
Hüttenrauch in der DDR inhaftiert. Bei einem Treff mit 
der CIA im Oktober 1966 wurde daraufhin Schuster 
von der CIA geraten, nicht in die DDR zurückzukeh-
ren, da durch die Inhaftierung Hüttenrauchs seine 
Sicherheit gefährdet sei. Schuster erklärte, er wolle 
das „Risiko" trotzdem auf sich nehmen. 

1967: Schuster als Kronzeuge gegen Hüttenrauch 

Das MfS, Hauptabteilung IX, entschied, Schuster im 
Oktober 1967 als Zeugen der Anklage im Prozeß 
gegen Hüttenrauch auftreten zu lassen. In diesem 
Prozeß wurde Hüttenrauch wegen Spionage zu 15 
Jahren Freiheitsentzug verurteilt. 

Ab 1967 wurde Schuster als IMS (Inoffizieller Mitar-
beiter für Sicherheit) „Sohle" , später als IMB (Inoffi-
zieller Mitarbeiter zur unmittelbaren Bearbeitung in 
Verdacht der Feindtätigkeit stehender Personen und 
zur Bearbeitung feindlicher Stellen und Kräfte) 
„Sohle" weiter vom MfS eingesetzt. Er war bis zum 
April 1973 Hauptgeschäftsführer der Vertretergesell-
schaft Interver. 

Zur Rolle Schusters im Hüttenrauch-Prozeß heißt es in 
einem Bericht des IMB Peter Reimann über ein Treffen 
mit dem BND-Mitarbeiter Klaus Müller für die AG 
BKK vom 19. Februar 1987: 

„Wir kamen im Verlauf dieser Diskussion nochmals 
auf SCHUSTER zu sprechen. ‚Müller' sprach mich in 
dieser Angelegenheit in der Form an, daß er sagte, ,ich 
habe einmal die Meinung geäußert, daß SCHUSTER 
mit einem Auftrag nach dem Westen gegangen sei?' 
Er wollte von mir eine nochmalige Darstellung dieses 
Standpunktes und auch die Gründe, die mich zu 
dieser Auffassung veranlaßten im Detail erläutert 
haben ... Ich sagte dazu, daß er ja einer der wichtig-
sten Kundschafter des MfS gewesen sei und sich diese 
Situation in seiner Tätigkeit als Zeuge im HÜTTEN-
RAUCH-Prozeß offenbarte ... Ich nahm nochmals auf 
diesen Prozeß Bezug und sagte, daß sich hier heraus-
stellte, daß SCHUSTER als Kundschafter für das MfS 
arbeitete und einen gegnerischen Spionagering zur 
Strecke brachte. Unter diesem Aspekt seien ihm auch 
in seiner späteren Tätigkeit als Generaldirektor von 
Kunst und Antiquitäten, aber auch noch bei der 
BERAG sehr viele Möglichkeiten offen gewesen, weil 
ihn ja jeder als unmittelbaren Mitarbeiter des MfS 
gesehen hat. " (Zur MfS- und CIA-Tätigkeit Schusters 
vgl. Dokumente 9 und 10 im Anhang). 
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1969: Schuster importiert Siemens-Computer für 
das MfS 

Schusters Aufgabe bei der Firma Interver bestand 
unter anderem in der Unterstützung spezieller 
Bezugslinien zum Import von EDV-Anlagen für das 
MfS. So besorgte er im Mai 1969 zwei Rechner der 
Firma Siemens für das MfS-Zentralinstitut für Doku-
mentation (Abteilung XIII des MfS). (vgl. Dokument 
Nr. 9 im Anhang) 

1973: Der IM Sohle gründet die KuA GmbH 

Von 1973 bis 1980 arbeitete Schuster als Direktor bzw. 
Generaldirektor des AHB Kunst und Antiquitäten. 

Im Februar 1973 erhielt Schuster den Auftrag zur 
Bildung der KuA GmbH. 

In einer ersten Beurteilung der Tätigkeit der neuen 
Firma schrieb Schuster am 20. November 1973: 

„Der Aufbau der Kunst und Antiquitäten GmbH, der 
mir Anfang 1973 übertragen wurde, stellte mich vor 
eine Reihe von neuen Fragen, die sich von der 
Vertreterarbeit grundsätzlich unterschieden, weil 
auch die Mehrzahl der Inlandspartner zu politischen 
Gegnern der Arbeiterklasse gezählt werden müssen. 
Die schrittweise Herstellung einer sozialistischen 
Ordnung im Handel mit Kunstgegenständen erfordert 
neben der hohen materiellen Verantwortung bei der 
kommerziellen Tagesarbeit in einem hohen Maße 
politische Grundsatzarbeit." 

In einem Antrag zur Auszeichnung von Horst Schuster 
mit dem Titel „Aktivist der sozialistischen Arbeit" vom 
2. Oktober 1976 schrieb Joachim Farken von der 
Geschäftsleitung der KuA GmbH u. a.: 

„Genosse Schuster wurde 1973 die Aufgabe übertra-
gen, die Leitung der neu gebildeten Kunst und Anti-
quitäten GmbH zu übernehmen . . Mit dem Aufbau 
eines festen Kollektivs, welches unter seiner Anlei-
tung und seiner Führung entstand, gelang es, die 
schwierigen Probleme der Jahre 1973 und 74 mit 
hoher Einsatzbereitschaft zu überwinden ... Mit der 
politischen und kommerziellen Einflußnahme auf die 
Inlandspartner, insbes. der Antikhandel GmbH in 
Pirna, hat der Genosse Schuster wesentlich zur Stabi-
lisierung der Prozesse an diesem wichtigen Abschnitt 
unserer Aufgaben beigetragen... Es zeichnet sich 
schon jetzt ab, daß die zu erwirtschaftenden Valuta-
erlöse im Jahre 1976 gegenüber 1973 das Doppelte 
betragen werden. " 

1978: Schalck lobt Schusters Verdienste 

In einem Vorschlag zur Auszeichnung Schusters mit 
der „Verdienstmedaille der DDR" anläßlich des 1.Mai 
1978 schrieb Dr. Alexander Schalck-Golodkowski 
über die Tätigkeit Schusters: 

„Hervorgehoben werden muß der persönliche Anteil 
des Genossen Schuster an  der Ausschaltung des 
feindlichen Einflusses kapitalistischer Firmen in der 
DDR und der Verhinderung weiterer Störversuche 

dieser gegnerischen Kräfte auf dem Gebiet der 
Außenhandelstätigkeit. Er leistete damit einen sehr 
hohen Beitrag zur weiteren Sicherung des Außenhan-
delsmonopols. Es ist mit das Verdienst des Genossen 
Schuster, daß im Handel mit Kunstgegenständen 
unsere sozialistische Gesetzlichkeit durchgesetzt 
wurde und in der Vergangenheit aufgetretene volks-
wirtschaftliche Verluste durch gegnerische Kräfte 
auch innerhalb des DDR, verhindert wurden. 

Seit dem 1.Februar 1973 mit der Bildung und Leitung 
der Kunst und Antiquitäten GmbH beauftragt, hat 
Genosse Schuster kontinuierlich die ihm übertrage-
nen Planaufgaben erfüllt und übererfüllt." 

Bau des Lagers Mühlenbeck im Mf S-Auftrag 

Der Bau des Lagers Mühlenbeck der KuA GmbH 
wurde durch die Baufirma Noetzel in Westberlin auf 
Vermittlung von Manfred Seidel durchgeführt. Der 
Führungsoffizier von Schuster, Hillebrand, bat Schu-
ster dringend, die Firma Noetzel bei der Vergabe 
dieses Auftrages zu fördern, „weil das MfS daran 
interessiert war, noch länger Informationen aus dem 
Parteivorstand der SPD zu erhalten. " (Protokoll der 
Schuster-Vernehmung durch den 1. UA am 19. März 
1992, S.133) Es handelte sich hierbei nach Angaben 
Schusters um die Firma Elemente und Spezialbau mit 
ihrem Inhaber Hans Noetzel. (Schriftliche Stellung-
nahme Schusters vom 14. Mai 1992, S. 1) 

Personaleinstellung auf Weisung des MfS 

Auch die Einstellung des KuA-Personals durch Schu-
ster erfolgte auf Weisung des MfS. Schuster berichtete 
dem 1. UA, daß z. B. Hans Kopmann schon direkte 
Beziehungen zum MfS unterhielt, bevor Kopmann 
KuA „übertragen" wurde. Er, Schuster, sei auch 
gezwungen gewesen, auf Weisung des MfS Axel 
Hilpert einzustellen. Sein Führungsoffizier Hillebrand 
habe Hilpert als Aufkäufer geschildert, den er, Schu-
ster, übernehmen müsse und den man fest in der H and 
habe. Als Hilpert bereits im ersten Jahr durch eine „zu 
großzügige Aufkauftätigkeit" 250 000 DM Verlust 
verursachte, sprach Schuster erneut mit Hillebrand 
über Hilpert. Hillebrand habe jedoch geantwortet: 

„Solange du deinen Posten liebst, wirst du ihn behal-
ten, egal was der Mann macht, weil wir den brau-
chen." 

Während seiner Tätigkeit bei KuA berichtete Schuster 
regelmäßig dem MfS über seine Geschäftspartner. 
Schuster zeigte sich insbesondere informiert über 
MfS-Kontakte seiner Geschäftspartner und Mitarbei-
ter u. a. über die MIS-Tätigkeit von Kopmann und 
Schmidt (Leiter des Antikhandels Pirna). 

Weiter war Schuster über die Verbindungen Manfred 
Seidels zum ehemaligen Leiter der Firma Antikhandel 
Pirna, Siegfried Kath, informiert. Schuster war zuge-
gen, als im September 1975 eine Beratung Seidels mit 
Kath nach dessen Haftentlassung in die Bundesrepu-
blik stattfand. Schuster wurde in diesem Gespräch 
durch Seidel beauftragt, Kath beim Aufbau einer 
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neuen Existenz zu unterstützen. Unter anderem 
wurde Kath von Manfred Seidel eine finanzielle 
Unterstützung in Höhe von 20.000 DM in bar überge-
ben und ein Zuschuß von 100.000 DM für die zu 
gründende Firma Kaths zugesagt. 

Nach seiner Ablösung bei KuA im Oktober 1980 
wurde Schuster bei der staatlichen Vertretergesell-
schaft BERAG eingesetzt. Gleichzeitig endete hiermit 
seine operative Verbindung zum MfS. Die Akten des 
IM Sohle wurden in der Abteilung XII des MfS 
abgelegt. Das MfS hielt danach offizielle Verbindung 
zu Schuster über den Offizier für Sicherheitsfragen im 
Bereich KoKo. 

1983: Aufregung beim MfS nach Schusters Flucht 
in die Bundesrepublik 

Im April 1983 floh Horst Schuster mit Hilfe des BND 
über Ungarn in die Bundesrepublik Deutschland. Das 
MfS analysierte den möglichen Schaden, falls Schu-
ster beim BND aussagen sollte. 

Zusammenfassend heißt es in einem Vermerk der HA 
XVIII vom 13. August 1983: 

„Aufgrund seiner langjährigen Tätigkeit im Außen-
handel verfügt Schuster über umfangreiche perso-
nelle und sachliche Zusammenhänge dieses Berei-
ches der Volkswirtschaft. 

Sein 15jähriger Einsatz in Betrieben des Bereiches 
Kommerzielle Koordinierung hat ihm umfangreiche 
Einsichten in die Ziel- und Aufgabenstellungen und 
interne Vorgänge dieses Bereiches vermittelt. Dazu 
zählen Kenntnisse über 

— das Zusammenwirken leitender Kader des Berei-
ches Kommerzielle Koordinierung mit dem MfS 
(personell und sachlich) 

— die Zuordnung spezieller Firmen zu Aufgabenstel-
lungen der Partei und des MfS 

— die Vermögensverhältnisse und Beteiligungen an 
Auslandsfirmen 

— die Förderung spezieller NSW-Firmen im kommer-
ziellen Interesse 

— spezielle Bezugslinien von unter die Embargobe-
stimmungen fallenden Anlagen . . 

Im Rahmen seiner mehr als 20jährigen inoffiziellen 
Zusammenarbeit mit dem MfS (Quelle der 
HVA,IMB,Zeuge;IMS) hat Sch. umfangreiche Ein-
blicke in die Konspiration des MfS erhalten. Er wurde 
im Umgang mit G-Mitteln geschult, erhielt spezielle 
Instruktionen in bezug auf die Aufrechterhaltung des 
Verbindungswesens (Gegner und MfS), wurde in 
Methoden der Führung und Auftragsstruktur von IMB 
eingeweiht und ist informiert über Personen, an denen 
seitens des MfS operatives Interesse besteht. Des 
weiteren hat er Kenntnis zu Personen (Aufklärung und 
Abwehr), zu denen er aus ihm bekanntgewordenen 
Umständen auf Verbindungen zum MfS schließen 
kann. 

Im Verlauf der Zusammenarbeit lernte Sch. 11 IMK 
und 30 operative Mitarbeiter des MfS (HVA, HA 

XVIII, HA IX, HA VII) in unterschiedlicher Intensität 
kennen. " 

Wie wertvoll Schuster nach seinem Übertritt in die 
Bundesrepublik für den BND sein könnte, zeigt auch 
die folgende Eintragung der HA XVIII/7 vom 25. Au-
gust 1983: 

„Schuster besitzt durch seine langjährige Tätigkeit für 
das MAH/Bereich Kommerzielle Koordinierung de-
taillierte Kenntnisse über die enge kommerzielle Ver-
bindung zwischen Ottokar Hermann und dem Bereich 
Kommerzielle Koordinierung zu. vertraulichen Ge-
schäftsoperationen, die z.T. gegen westliche Embar-
gobestimmungen gerichtet sind ... Es ist nicht auszu-
schließen, daß Schuster mit seinem Wissen versuchen 
wird, finanzielle Zuwendungen von Ottokar Hermann 
zu erpressen ... Genosse Seidel vom MAH/Bereich 
Kommerzielle Koordinierung führt mit Ottokar Her-
mann ein klärendes Gespräch über bestehende 
Gefahrenmomente für den weiteren Fortgang der 
Geschäfte. Auf der Grundlage dieses Gespräches 
werden konkrete Maßnahmen zur vorbeugenden 
Sicherung der Geschäftstätigkeit von Ottokar Her-
mann mit dem MAH/Bereich Kommerzielle Koordi-
nierung festgelegt und eingeleitet." (Zu den MfS

-

-Analysen nach der Flucht Schusters vgl. Dokumente 9 
und 10 im Anhang) 

Aus einem Vermerk der HA XVIII vom 13. August 
1983 geht hervor, daß Schuster am 20. Juni 1983 dem 
BND möglicherweise auch über Waffengeschäfte des 
Bereiches KoKo berichtet hat. (vgl. Dokument 11 im 
Anhang) 

Der BND befragt Schuster monatelang 

Im April 1983 organisierte der BND die Flucht Schu-
sters über Ungarn in die Bundesrepublik Deutschland. 
Es folgte eine monatelange Befragung Schusters, 
deren Niederschriften der BND dem Untersuchungs-
ausschuß jedoch bislang vorenthält. Nach Aussagen 
Schusters wurde er vom BND vor allem über seine 
unmittelbare Tätigkeit bei der Firma KuA, aber auch 
über seine Kenntnisse auf anderen Gebieten 
befragt. 

Schuster teilte am 14. Mai 1992 in einer schriftlichen 
Ergänzung zu seiner Zeugenaussage dem 1. UA mit: 
„Meine Zusammenarbeit mit dem BND besteht bis 
heute. " 

11.1.2 Joachim Farken — IM Hans Borau 

Joachim Farken war von 1973-1980 
Geschäftsführer/stellvertretender Direktor und von 
1980 bis 1990 Hauptgeschäftsführer bzw. 
Generaldirektor der KuA GmbH. 

Über die Tätigkeit des Zeugen Farken für das MfS 
liegen nur unvollständige Unterlagen vor, insbeson-
dere fehlt die Mehrzahl der IM-Berichte Farkens. Es 
liegt lediglich ein Band der Kaderakte Farkens vor. 
Aus dieser läßt sich die IM-Tätigkeit Farkens nur 
bruchstückhaft rekonstruieren. 
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sowie Kontakte Farkens zur Armeeaufklärung 

Nach den Aussagen von Horst Schuster vor dem 
Untersuchungsausschuß war ursprünglich die Armee-
aufklärung an einer Anwerbung Farkens interessiert. 
Man einigte sich dann aber darauf, daß eine andere 
MfS-Abteilung Farken verpflichten sollte. Dies war 
die für die Firma Kunst und Antiquitäten zuständige 
HA XVIII/7/2 des MfS. Am 26. April 1977 nahm 
Hauptmann Machost Kontakt zu Farken auf. Farken 
erklärte sich sofort bereit, dem MfS jederzeit die 
notwendigen Auskünfte zu erteilen. Er erklärte wei-
ter, daß er bereits 1974 einen Kontakt zu einem Herrn 
Schreiter von der Armeeaufklärung gehabt habe. Es 
sei dabei um illegale Exporte an den Holländer 
Lemmens gegangen. Auch gegenwärtig habe er Kon-
takt zur Armeeaufklärung bezüglich des Verkaufs von 
alten Waffen aus dem Armeemuseum Dresden. 

Aus einem Aktenvermerk Farkens vom 7. Juni 1974 
geht hervor, daß Schreiter den Wunsch geäußert 
hatte, Wilfried Lemmens den Import von Antiquitäten 
zu ermöglichen. 

Bei seiner Vernehmung durch den 1. UA gab der 
Zeuge Farken an , die Armeeaufklärung habe ihn 
gebeten, Ausfuhrbescheinigungen für Lemmens aus-
zustellen, da die Armeeaufklärung derartige Doku-
mente nicht beschaffen konnte. 

Es habe sich dabei aber nicht um den Export von 
Waffen gehandelt, sondern um normale Antiquitä-
ten. 

Auch bei einem zweiten Treffen mit Herrn Machost 
am 18. Mai 1977 ging es um die Beziehungen Farkens 
zur Armeeaufklärung. Außerdem unterrichtete Far-
ken das MfS hierbei über private Probleme zweier 
Angestellter bei KuA. Farken erhielt bei diesem 
Treffen auch einen ersten Auftrag. Er sollte bis zum 
nächsten Termin eine Aufstellung der wichtigsten 
Kunden der Kunst und Antiquitäten GmbH anferti-
gen. 

Bei dem dritten Treffen am 25. Mai 1977 übergab 
Farken auftragsgemäß die erarbeitete Aufstellung 
und berichtete erneut über die Probleme mit verschie-
denen Angestellten der KuA GmbH. 

Nach einem weiteren Treffen unterschrieb Farken am 
4. September 1977 eine schriftliche Verpflichtungser-
klärung und wählte sich den Decknamen „Hans 
Borau". (vgl. Dokumente Nr. 22 und 23 im Mehrheits-
bericht) 

IM Hans Borau soll Antiquitäten-Händler 
bespitzeln 

In dem Verpflichtungsgespräch erklärte Hauptmann 
Machost, daß das MfS 

„insbesondere an Hinweisen zu Kunden aus dem 
NSW sowie auch zu Kunsthändlern aus der DDR" 

interessiert sei. Außerdem solle Farken keine weite-
ren Kontakte zur Armeeaufklärung unterhalten. Als 
Auftrag wurde festgelegt: 

— „Einschätzung der Kunden aus Westberlin und der 
BRD" 

— „Einschätzung der Antiquitäten-Händler der DDR 
soweit diese dem IM bekannt sind."  

Tätigkeit als Gutachter 

Wie „positiv" sich in den Folgejahren die Zusammen-
arbeit mit dem MfS entwickelte, zeigt eine „Einsatz-
und Entwicklungskonzeption des IMS 'H ans Borau"' 
der HA XVIII/7/2 vom 7. Juli 1982, in der Herr 
Machost festhält: 

„ 1. Der IM wurde 1977 durch Unterzeichnenden zur 
inoffiziellen Zusammenarbeit gewonnen. Die Wer-
bung erfolgte auf der Basis der Überzeugung mit dem 
Ziel der Aufklärung der Kontrahenten des AHB Kunst 
und Antiquitäten, der politisch-operativen Absiche-
rung der Mitarbeiter des Betriebes und zur Klärung 
operativer Sachverhalte. Diese Zielstellung wurde in 
der bisherigen inoffiziellen Zusammenarbeit auch 
realisiert. Der IM besitzt einen gefestigten Klassen-
standpunkt und arbeitet aus Überzeugung mit unse-
rem Organ zusammen. 

2. In der bisherigen inoffiziellen Zusammenarbeit 
wurden Übersichten zu den Finnen erarbeitet, die als 
Käufer im AHB auftreten sowie Einschätzungen und 
Hinweise zu den Firmeninhabern und deren Mitarbei-
tern. Mit Unterstützung des IM konnten operative 
Sachverhalte auf dem Gebiet des Kunst-und Antiqui-
tätenhandels geklärt werden. Hervorzuheben ist 
seine Unterstützung unseres Organs bei der Bearbei-
tung und dem Abschluß von Strafverfahren, beson-
ders seine Tätigkeit als Gutachter und die Bereitstel-
lung geeigneter Gutachter." (vgl. auch Dokument 
Nr. 37 im Anhang des Mehrheitsberichts) 

Operativer Vorgang „Seppel" 

Nach der Flucht Schusters im Jahre 1983 in die 
Bundesrepublik wurde Farken vom MfS im Rahmen 
des vom stellvertretenden Leiter des MfS, Mittig, 
angeordneten „OAM Seppel" (OAM bedeutet „Ope-
ratives Ausgangsmaterial", d. h. die Vorstufe eines 
operatives Vorganges) eingesetzt, der zum Ziel hatte, 
den Aufenthaltsort Schusters zu ermitteln und auf 
Schusters Aktivitäten im Interesse des MfS Einfluß zu 
nehmen. In die Aufgabenstellung Farkens war inbe-
griffen „die Erarbeitung geeigneter Geschäftskon-
struktionen, um Schuster kommerzielle Nachteile zu 
schaffen. " Unter anderem sollte Farken alle potentiel-
len Geschäftspartner Schusters „abschöpfen" und 
„operativ kontrollieren". 

Anläßlich des 38. Jahrestages der Gründung der DDR 
wurde Farken am 14. Oktober 1987 mit der „Medaille 
für treue Dienste" in Silber vom MfS ausgezeichnet. 

Am 15. Juni 1988 wurde die inoffizielle Zusammenar-
beit des MfS mit Farken „auf Grund der funktionsbe-
dingten offiziellen Kontakte des IMS zum MfS und der 
dadurch nicht mehr gegebenen Konspiration" been-
det. Farken sollte in Zukunft als GMS (Gesellschaftli-
cher Mitarbeiter Sicherheit) für das MfS genutzt 
werden. 
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11.1.3 Klaus-Dieter Richter — IM Peter Reichelt 

Klaus Dieter Richter war ab 1982 Geschäftsführer 
der der KuA GmbH angegliederten Firma Delta, ab 
1985 Geschäftsführer der KuA GmbH und von 1986 
bis 1990 stellvertretender Generaldirektor der KuA 
GmbH 

Versorgung der Waldsiedlung Wandlitz 

Erste Kontakte zum MfS hatte Klaus-Dieter Richter 
zwischen 1966 und 1970 als Exportkaufmann beim 
AHB Transportmaschinen. In dieser Zeit berichtete er 
als Kontaktperson „Richter" im wesentlichen über die 
Ergebnisse seiner Auslandsreisen. Danach schlief der 
Zusammenarbeit mit dem MfS wegen geringer „ope-
rativer Möglichkeiten" während der Tätigkeit Rich-
ters bei der Transinter GmbH ein. 

Im Jahre 1978 wurde der Kontakt wieder regelmäßi-
ger. 

Der Vorschlag für die Verpflichtung als IMS erfolgte 
durch Hauptmann Machost von der Hauptabteilung 
XVIII/7 im April  1979, weil Richter in seiner zukünf-
tigen Tätigkeit als Geschäftsführer des „Bereiches 
Letex" bei der Firma BIEG Importe für den Versor-
gungsbetrieb Letex und damit für Wandlitz zu reali-
sieren hatte. Richter sollte die teilweise völlig neuen 
Kontrahenten vom Beginn seiner Tätigkeit an „auf-
klären" . 

Die schriftliche Verpflichtungserklärung unterschrieb 
Klaus-Dieter Richter am 7. Mai 1979 und wählte sich 
den Decknamen „Peter Reichelt". 

Zu den Tätigkeiten der Letex-Gruppe Richters 
gehörte, wie bereits erwähnt, die Versorgung der 
Waldsiedlung Wandlitz. So besorgte die Richter-
Mitarbeiterin Traebert z. B. im Oktober 1982 einen 
Pelzmantel für die Familie Mielke zu einem Wert von 
15 000 DM. (vgl. Dokument 12a im Anhang) 

1982: Gruppe Letex siedelt sich im KuA-Betrieb an 

Ab April 1982 wurde die Einkaufsgruppe „Letex" aus 
der Firma BIEG herausgelöst und im Rahmen der 
Firma Delta als Tochterfirma der Firma KuA in Müh-
lenbeck unter Leitung von Joachim Farken fortge-
führt, wiederum mit dem Schwerpunkt der Versor-
gung des Handelsunte rnehmens LETEX. Diese Verla-
gerung erfolgte unter strengster Geheimhaltung im 
Auftrag von Manfred Seidel. Lediglich Richter, Far-
ken und Seidel selbst waren informiert. Zusätzlich zu 
Lager- und Büroräumen bei KuA in Mühlenbeck 
unterhielt die Letex-Gruppe ein Büro im Internationa-
len Handelszentrum (IHZ) in Berlin. Der größte Teil 
der BIEG-Importe für LETEX lief über das KuA-Lager 
in Mühlenbeck, lediglich die sogenannte „Frisch-
strecke", also Molkereiprodukte, Fleisch- und Wurst-
waren, wurde wie bisher über das Letex-Lager Karls-
horst abgewickelt. Die importierten Waren wurden 
durch Fahrzeuge der KuA/Delta in Westberlin selbst 
abgeholt. KuA-Lastzüge, die in der Bundesrepublik 
oder im westlichen Ausland unterwegs waren, brach-
ten auf der Rückfahrt Letex-Waren mit, die dann in 

Mühlenbeck gelagert wurden. Es wurden wertvolle 
Biedermeier-Möbel an die für die Wandlitz-Siedlung 
zuständige Sigrid Schalck geliefert. (vgl. hierzu Doku-
mente 12b—d; allgemein zur Problematik Letex/ 
Wandlitz/KuA vgl. Dokumente 13a—i im Anhang) 

Die illegale Schmuggel-Tätigkeit Richters unter 
dem Dach der KuA GmbH 

Seit 1979/1980 führte Richter mit Letex/BIEG und ab 
1982 mit Delta/KuA illegale Alkohol-, Zigaretten- und 
Gold-Geschäfte durch, die gegen gesetzliche Bestim-
mungen verschiedener europäischer Länder verstie-
ßen. Ähnliche Geschäfte wurden auch mit Reifen und 
Motorenöl getätigt. Diese Geschäfte, bei denen die 
Waren im Ausland gekauft und dann über die DDR 
reexportiert wurden, fanden mit Genehmigung der 
Leitung des Bereiches KoKo (M anfred Seidel) und 
unter Federführung des MfS statt. (vgl. allgemein zu 
diesen illegalen Geschäften eine Beschreibung des 
MfS in Dokument Nr. 14 im Anhang) 

Der Alkohol-Schmuggel 

Die illegalen Spirituosen-Geschäfte wurden u. a. in 
Zusammenarbeit mit dem Westberliner Kaufmann 
Grix abgewickelt. Es wurden Spirituosen in Belgien 
gekauft, in die DDR geliefert und von Grix illegal nach 
Westberlin verbracht. (vgl. Dokument Nr. 15 im 
Anhang) 

Weitere illegale Alkohol-Geschäfte tätigte Richter mit 
Produkten der Firma Remy Martin. (vgl. Dokumente 
Nr. 16a—b im Anhang) 

Der Zigaretten-Schmuggel 

Bei einzelnen aufgeflogenen Geschäften — wie dem 
illegalen Zigarettenschmuggel aus Dänemark über 
die DDR nach Italien, für den auch Lager des VEB 
Antikhandels Pirna in den Jahren 1983-1985 benutzt 
wurden — hatte das MfS den Verdacht, daß der BND 
sich an diesen Aktionen über den mutmaßlichen 
Schweizer Agenten und Geschäftsmann Rudolpho 
Weder beteiligte, um so die Person Richters und die 
DDR zu diskreditieren. 

In diese illegalen Zigarettengeschäfte waren auch 
Manfred Seidel und Joachim Farken eingeweiht. (vgl. 
zum Ablauf der Zigarettengeschäfte die Dokumente 
17a—e im Anhang) 

Die Goldgeschäfte 

Die Goldgeschäfte bis 1984 wurden mit dem Westber-
liner Kaufmann Edgar-Axel Bader und Wladimir 
Militschin sowie mit Jochen Müller aus Frankfurt 
getätigt. Zu diesem Zweck wurde durch Delta Gold in 
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der Schweiz gekauft und durch Bader über die DDR 
nach Westberlin und in die Bundesrepublik ver-
bracht. 

„Bei diesem Goldgeschäft importierte die Firma 
DELTA Gold aus der Schweiz und verkaufte dieses an 
Bader/Militschin und andere weiter. Diese wiederum 
verkauften, entgegen den gesetzlichen Bestimmun-
gen, das Gold an  Westberliner Abnehmer. Der 
Gewinn aus dieser Geschäftskonstruktion wurde zwi-
schen der DELTA und Militschin/Bader geteilt." (Be-
richt AG BKK vom 14. November 1987) 

In einem Bericht des IMS Peter Reichelt vom 19. No-
vember 1983 heißt es bezüglich der Goldgeschäfte: 

„Durch KuA und B. (d. h. Bader, d. Verf.) werden 
Einzahlungen auf das Schweizer Konto geleistet. Wie 
bereits erwähnt, 2/3 KuA, 1/3 B. Entsprechend dieser 
eingezahlten Summe wird Gold beim Schweizer 
Bankverein eingekauft und auf Abruf von KuA nach 
Berlin-Schönefeld verladen. Seitens KuA wird die 
Ware übernommen und von B. illegal nach Berlin 
(West) transportiert. Bei Übernahme der Ware von 
KuA zahlt B. dann den entsprechenden Be trag in bar, 
dabei handelt es sich um Beträge von 1 bis 2 Mio 
DM.B. verkauft das Gold dann an andere Händler 
weiter, und es werden seitens KuA an diesen Geschäf-
ten 2% verdient, B. hat etwa 4 bis 4/2% ... B. erhält 
über KuA ein Dauervisum." 

In einem weiteren Bericht vom 14. Dezember 1983 des 
IMB Peter Reichelt heißt es: 

„Der IM berichtete, daß Bader (ph.) aus dem Goldge-
schäft bei Kunst und Antiquitäten ausgestiegen ist. 
Bader hatte eine Vorladung von der Steuerfahndung 
und hat daraufhin Berlin (West) kurzfristig verlassen 
und sich in die Hauptstadt der DDR begeben ... und 
hat über Schönefeld-Lissabon einen Flug nach S an 

 Jose, Kostarika, gebucht, wo er sich zukünftig, zumin-
dest für die nächsten 5 Jahre aufhalten will. Bader 
hatte diesen Abgang aus Berlin (West) vorbereitet, da 
er damit rechnete, daß es in absehbarer Zeit Probleme 
mit der Steuerfahndung bezüglich der Goldgeschäfte 
geben wird ... Er beabsichtigt, 5 Jahre dort zu leben, 
bis in der BRD eine Verjährung der Steuerhinterzie-
hung eingetreten ist. Bader hat vorgeschlagen, in 
Kostarika eine gemischte Gesellschaft zu gründen, 
gemeinsam mit KuA, nach seinen Vorstellungen will 
er 300 000 Dollar einzahlen, den gleichen Betrag 
sollte KuA zahlen." 

Jochen Müller, der nach der Flucht Baders nach 
Kostarica dessen Geschäfte übernommen hatte, 
wurde nach Unterlagen der HA XVIII/7 im September 
1984 inhaftiert und mußte nach Angaben seines 
Anwaltes mit einer Verurteilung zu 1-3 Jahren 
Gefängnis wegen Steuerhinterziehung rechnen. Bei 
einem Treffen Baders am 24.September 1984 mit 
Richter in Ostberlin, zu dem Bader aus Kostarika 
angereist war, erklärte Bader, daß eine Lieferung 
Gold (30 Kg) im Wert von 1 Million DM an Müller nicht 
mehr auffindbar sei. Bader schlug vor, diesen Verlust 
wie bisher die Gewinne mit 1/3 für Bader und 2/3 für 
KuA zu teilen. Über diesen Vorschlag sollte Manfred 
Seidel entscheiden. (Zu weiteren Einzelheiten der 

Goldgeschäfte vgl. die Dokumente 18a—f im 
Anhang) 

Insektenspray für den Nahen Osten 
und Grundstücke in Westberlin 

1983 und 1984 verhandelte Richter über Geschäfte mit 
dem Ziel, „Insektenspray" an den Ir an  und Jordanien 
zu liefern.(vgl. Dokumente Nr. 19a—b im Anhang) 

1984 unterhielten Richter/KuA Kontakte zu einer 
Person namens Kundiger in Westberlin, die KuA 
Informationen über Grundstücke in Westberlin gab, 
die sich im Besitz von DDR-Bürgern befanden. KuA 
besaß so zumindest in einem Fall die Möglichkeit, 
dieses West- Grundstück weiterzuverkaufen. Herr 
Kundiger sollte hierfür eine Provision in Höhe von 
10% erhalten. 

Ab 1986 : Richter als Stellvertretender 
Generaldirektor von KuA und Stasi-IM 

1986 wurde die Firma Delta aus dem Bereich KuA 
herausgelöst. Jetzt wurde Richter SGD (Stellvertre-
tender Generaldirektor) der KuA GmbH mit dem 
neuen Aufgabengebiet Export von Briefmarken, 
Münzen, Mineralien und Fossilien. Er beteiligte sich 
laut MfS-Auftrag an der operativen Aufklärung des 
bisherigen Leiters des VEB Philatelie, Neumann, in 
Verbindung mit der Kreisdienststelle Oschatz des 
MfS. 

Als SGD kam Richter vor allem bei der 

„tiefgründigen 'Wer ist Wer?' — Aufklärung der 
Mitarbeiter und Kontrahenten der KuA zum Einsatz. 
Im Ergebnis der Realisierung dieser Aufträge wurden 
umfassende Erkenntnisse zu NSW-Firmen und deren 
Vertretern gewonnen und vertieft, die zur weiteren 
Qualifizierung der politisch-operativen Sicherungsar-
beit wesentlich beigetragen habe. Darüberhinaus 
ermöglichen seine Informationen eine bessere Ein-
schätzung der Persönlichkeiten von Mitarbeitern der 
KuA, sowie innerbetrieblicher Probleme und Ab-
läufe." (Vom Leiter der AG BKK, Meinel, bestätigter 
Bericht der AG BKK vom 17. August 1987) 

1987: Werbeversuch durch den BND in Zürich 

Am 11./12. November 1987 führte Richter eine Dienst-
reise in die Schweiz durch. 

Zweck der Reise war u. a. eine Geldtauschaktion 
„Italienische Lira gegen US-Dollar" mit Hilfe des 
Schweizer Bankvereins auf Initiative des Herrn Mili-
tschin aus Westberlin. Richter vermutete, daß es 
darum ging, illegal aus Italien in die Schweiz ver-
brachte Lira-Gelder in fremde Währung umzutau-
schen, um im Interesse der italienischen Auftraggeber 
die Herkunft des Geldes zu verschleiern. Es ging urn 
einen Liragegenwert von 5 Millionen Dollar und die 
Kunst und Antiquitäten GmbH sollte 2 1/2 Prozent des 
Gewinns erhalten. Die Durchführung dieser Transak-
tion wurde dann jedoch kurzfristig von Herrn Milit-
schin verschoben. 
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Während dieser Reise wurde Richter von den BND-
Mitarbeitern „Frank Brandis" und „Ralf Schuler" 
(„geb.29. Juni. 1951 in Kirschberg/Nahe") in Zürich 
angesprochen. Sie versprachen ihm eine wirtschaftli-
che Existenz in der Bundesrepublik, wenn er ihnen 
Informationen über die Wirtschaftssituation der DDR 
übermitteln würde. Für eine eventuelle zukünftige 
Kontaktaufnahme zum BND gaben die Mitarbeiter die 
Nummer 089/7931567 an. Dort solle Richter eine 
Weinbestellung nach einem bestimmten Code-
System aufgeben, das die Telefonnummer des Hotels, 
die Vorwahl für die jeweilige Stadt sowie den  Liefer-
termin für den Wein, d. h. die Dauer seiner jeweiligen 
Anwesenheit in dem Hotel, enthielt. 

Schriftliche Aufstellung über illegale Aktivitäten in 
der Bundesrepublik Deutschland 

Nachdem Richter der AG BKK von diesem Vorfall 
berichtet hatte, erhielt er den folgenden Auftrag: 

„Erarbeitung einer schriftlichen Aufstellung aller 
Geschäftsvorgänge, die der IMS seit seiner Tätigkeit 
bei den Firmen BIEG, DELTA und Kunst- und Anti-
quitäten GmbH realisiert hat und hierbei persönlich 
gegen die Gesetzgebung der BRD verstoßen hat." 

BND war seit 1983 über illegale Geschäfte Richters 
informiert 

Aus den vorliegenden Unterlagen der AG BKK geht 
hervor, daß der BND seit April 1983 über die illegalen 
Geschäfte Richters unterrichtet war und seine Quellen 
in der DDR gezielt nach den Betrieben Delta und 
Kunst und Antiquitäten befragte. 

Bereits im Oktober 1984 wurde dem IMB „Peter 
Reimann" durch den BND-Mitarbeiter „Klaus Mül-
ler" folgendes berichtet: 

„Der GD-Mitarbeiter (also Müller, d. Verf.) analy-
sierte, daß es bei RICHTER zu gezielten Übertretun-
gen auf kommerziellem Gebiet in großem Maßstab 
kommt, die zu Problemen in den Beziehungen des 
Handels zwischen der DDR und der BRD führen 
können. Es werden von RICHTER Geschäftsformen 
angewandt, die eindeutig Bestimmungen des Handels 
verletzten. " 

Im April 1985 erklärte der BND-Mitarbeiter gegen-
über IMB Reimann: 

„Der GD-Mitarbeiter erläuterte dem IMB, daß der 
bundesdeutsche Zoll mit großer Aufmerksamkeit das 
Zigarettengeschäft, das von der Fa. DELTA be trieben 
wird, verfolgt. Es wird davon ausgegangen, daß die 
notwendige Summe bald beisammen ist, um Herrn 
RICHTER auch eine ordentliche Rechnung zu präsen-
tieren bzw. eine neue Vorlage für eine bundesdeut-
sche Zollfahndungssendung ,schwarz-rot-gold' ge-
ben zu können. Er führte weiter aus, daß Herr RICH-
TER noch einiges durchzustehen habe." (beide Zitate: 
Bericht AG BKK vom 14. November 1987) 

In einem Bericht für die Hauptabteilung XVIII/7 vom 
20. Mai 1985 wird der BND-Mitarbeiter Klaus Müller 
wie folgt wiedergegeben: 

„ ,Zu Ihrer Information: wir beobachten, d. h. der 
bundesdeutsche Zoll, mit großer Aufmerksamkeit das 
Zigarettengeschäft, das nach wie vor von der DELTA 
betrieben wird. Und wir denken, daß wir bald die 
notwendige Summe beisammen haben werden, um 
Herrn Richter auch eine ordentliche Rechnung zu 
präsentieren bzw. eine neue Vorlage für eine bundes-
deutsche Zollfahndungssendung ,schwarz-rot-gold' 
geben zu können.' 

Ich fragte ihn daraufhin, ob er tätsächlich in dieser 
Angelegenheit nichts unternommen hat. 

Er sagte: ,Nein, das Zigarettengeschäft läuft, und 
lassen Sie es doch laufen: Es muß doch erst zu 
erheblichen Umsätzen kommen, ehe wir uns dort 
bemerkbar machen. Bei kleineren Beträgen nimmt 
doch niemand Notiz davon! Herr Richter wird davor 
noch einiges durchzustehen haben.' " 

Am 25. November 1987 erklärte sich Richter gegen-
über dem MfS zur Anwerbung durch den BND 
bereit. 

Ziel des am 27. November 1987 der MfS-Spitze 
schriftlich vorlegten Vorschlags war u. a.: 

„Durchsetzung einer ,Schutzfunktion' des BND für die 
kommerziellen Interessen des IM und damit Erlan-
gung einer höheren Sicherheit für die Realisierung 
spezifischer kommerzieller Aufgabenstellungen zur 
Erwirtschaftung zusätzlicher Valutamittel für die 
DDR". 

Vom stellvertretenden Leiter des MfS, Mittig, wurde 
jedoch am 2. Dezember 1987 zunächst entschieden, 
daß Richter alle Werbungsversuche des BND st rikt 
zurückweisen solle. 

Dies war aber möglicherweise im Rahmen einer 
langfristigen Anwerbestrategie zu sehen. 

Am 18. Juli 1989 identifizierte Richter anhand von 
Fotos die BND-Beamten, die ihn damals in Zü rich 
angesprochen hatten. 

Am 7. Oktober 1989 erhielt Richter auf Veranlassung 
Mielkes die „Verdienstmedaille der NVA" in Silber. 
In dem Begründungsvorschlag hieß es: 

„Die vom IMS erarbeiteten Informationen stellen 
einen wichtigen Beitrag bei der politisch-operativen 
Sicherung der Kunst und Antiquitäten GmbH dar."  

Der 1. UA hat es bisher versäumt, Herrn Richter zu den 
von ihm durchgeführten speziellen Operationen im 
Auftrag und unter dem Dach der KuA GmbH als 
Zeugen zu hören. Dies sollte u. a. beim bevorstehen-
den Untersuchungskomplex „Wandlitz" nachgeholt 
werden. (Zu den BND-Kontakten Richters vgl. Doku-
ment 20 im Anhang) 
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11.1.4 Hans Kopmann — IM Kobra 

Hans Kopmann war 1976 als stellvertretender 
Direktor (Einkaufsleiter) und erneut von 1986 bis 
1990 als Leiter des Bereichs Inlandsbeziehungen 
und Kommissarischer Generaldirektor bei der 
Firma Kunst und Antiquitäten tätig. 

Die langjährige MfS-Verstrickung des Zeugen Kop-
mann ist durch MfS-Unterlagen belegt. H ans Kop-
mann war als GMS (Gesellschaftlicher Mitarbeiter für 
Sicherheit) „Hans" für das MfS tätig. Darüberhinaus 
existieren mehrere Aktenbände mit Treffberichten 
Kopmanns mit seinem Führungsoffizier. Hans Kop-
mann wurde vom MfS auch als IM Kobra geführt. 

In einem Vorschlag des Hauptmann Habenicht von 
der AG BKK vom 5. Juli 1989 zur Auszeichnung des 
GMS Hans mit der Verdienstmedaille der NVA in 
Silber heißt es zusammenfassend: 

„Der GMS hat in den Jahren 1960-1984 inoffiziell mit 
der Aufklärung des MfNV zusammengearbeitet und 
im betreffenden Zeitraum gleichfalls offizielle und 
inoffizielle Kontakte zum MfS, HA XVIII/7 und HVA 
unterhalten. 

Seit 1984 arbeitet er inoffiziell mit der Arbeitsgruppe 
BKK zusammen. Diese Zusammenarbeit ist von hoher 
Einsatzbereitschaft, Eigeninitiative und konsequenter 
Erfüllung der operativen Aufträge charakterisiert. 
Hervorzuheben ist die erfolgreiche Tätigkeit des GMS 
als Sonderbeauftragter des Bereiches Kommerzielle 
Koordinierung bei der Durchführung von Aufgaben 
der Partei- und Staatsführung zur Unterstützung der 
äthiopischen Revolution in den Jahren 1978-1986. 

Als Bereichsleiter im AHB Kunst und Antiquitäten 
leistet er eine qualifizierte Tätigkeit bei der Erwirt-
schaftung zusätzlicher Valutamittel für die Volkswirt-
schaft der DDR sowie zur Erschließung neuer Absatz-
möglichkeiten. " 

11.1.5 Carla Görlich — IM Susi 

Carla Görlich war bei der Kunst und Antiquitäten 
GmbH für die Registratur, die Organisation von 
Zeitwertfeststellungen und für die Verwaltung und 
den Verkauf von Asservaten zuständig, die vom 
Zoll, vom Ministerium des Inneren (MdI) und vom 
MfS geliefert wurden. Sie war Stellvertreterin von 
Gernot Haubold als Leiter des Bereiches Einkauf. 

Carla Görlich arbeitete seit Juli 1976 als IM Susi mit 
dem MfS zusammen. Sie kam 1980 auf Weisung des 
MfS von der Zollverwaltung der DDR zur Firma Kunst 
und Antiquitäten. 

In einem Vermerk des MfS mit der Überschrift „Not-
wendigkeit der Schaffung eines IMS" vom 12. August 
1980 heißt es: 

„Die Aufgaben ... erfordern in zunehmendem Maße 
die inoffizielle Verankerung sowohl in den Kreisen 
der Spekulanten und Schwarzhändler als auch in den 
privaten und staatlichen Einrichtungen des An- und 
Verkaufs auf dem Sektor Kunst- und Antiquitätenhan- 

del. Neben den vorhandenen inoffiziellen Positionen 
in der KuA GmbH sowie im VEB (K) Antikhandel Pirna 
war und ist es erforderlich einen IM zu schaffen, der zu 
allen wichtigen Angestellten Kontakt hat und daher in 
der Lage ist, Informationslücken zu schließen und die 
anderen IM zu kontrollieren und umgekehrt durch sie 
kontrolliert wird. Im Kaderbestand konnte bisher kein 
geeigneter Kandidat gefunden werden. Es ist deshalb 
zu prüfen, ob ein geeigneter IM in die gewünschte 
Position gebracht werden kann. 

Nutzbar erscheint in diesem Zusammenhang die Tat-
sache, daß Finanzprüfer für die Einkaufsbereiche des 
Antikhandels gesucht werden. Diese Position ver-
spricht sowohl Beweglichkeit und Selbstständigkeit 
als auch Kontakte in allen gewünschten Bereichen. 
Als Kandidaten kommen ehemalige Zöllner, Polizi-
sten bzw. MIS-Angehörige in Frage. Kandidat Nr. 1 ist 
die Carla Görlich, vormals IMS ,Susi' der HA VI Abt. 
Zoll." 

In einem weiteren Vermerk des MfS zum Stand der 
„Schaffung eines IMS in VEB Antikhandel/KuA 
GmbH" vom 10. November 1980 heißt es: 

„Mit der Kandidatin C. Görlich wurde Verbindung 
aufgenommen und sie dahingehend beeinflußt, daß 
sie die Aufnahme einer Tätigkeit bei KuA GmbH bzw. 
VEB (K) Antikhandel Pirna in Erwägung zieht. Zwi-
schenzeitlich wurde über IMB ,Rose' geklärt, unter 
welchen Bedingungen eine Einstellung erfolgen 
kann, welche Kräfte gesucht werden, welches Gehalt 
vorgesehen ist, wie der Arbeitsweg abgesichert wird 
etc. Die erste Erwägung ergab weiterhin, daß Einstel-
lung nur bei Antikhandel möglich ist, da KuA den 
Fachhochschulabschluß der Kandidatin nicht aner-
kennt ... Die Einstellungsbearbeitung der Bewer-
bungsunterlagen werde mit dem Ziel geführt, ,frühe-
stmöglicher Arbeitsbeginn' Arbeitsaufnahme am 
15. November 1980. Einstellung als ,Außenrevisor'." 

Am 17. November 1980 wurde IM Susi von IMB Rose 
in die KuA GmbH Mühlenbeck eingeführt. 

Am 20. Januar 1981 fand ein Gespräch des Führungs-
offiziers Major Milarg mit IM Susi statt, über das 
Milarg notierte: 

„ ,Susi' zeigte sich sehr aufgeschlossen. Sie berichtete, 
daß sie allgemein recht guten Kontakt gefunden hat 
und bereits nach so kurzer Zeit zu der Auffassung 
gekommen ist, daß hier in der KuA-GmbH ebenso wie 
im VEB (K) Antikhandel Pirna Ordnung geschaffen 
werden muß. " 

Am 14. Januar 1983 erhielt IMS Susi „für hervorra-
gende Leistungen bei der Sicherung von Beweismit-
teln zum Abschluß der OV ,Gegner', ,Silbermünze' 
und , . . .' (unleserlich, d. Verf.) ein Präsent im Wert 
von 252,55 Mark". 

In den folgenden Jahren erhielt IMS Susi 

— „für beständige zuverlässige Arbeit bei der 
Beschaffung von Beweismitteln in Steuerstrafver-
fahren" 

-- „in Anerkennung hoher Einsatzbereitschaft bei 
der Bearbeitung von Zeitwertfeststellungen als 
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Beweismittel für Ermittlungsverfahren (auch wäh-
rend Krankheit) " 

— „für hohe Einsatzbereitschaft bei der Durchset-
zung von Ermittlungsverfahren und Bewertung 
von Antiquitäten" 

— für die „Erarbeitung von Beweismitteln und 
Grundlagen für eine gründliche Aufklärung der 
ungesetzlichen Geschäfte" 

— für „die Erfüllung der Aufgabe im Bereich KuA und 
Bearbeitung spezieller Personen" 

— für die „Lösung von Aufgaben bei der Kontak-
tierung und Aufklärung von Zielpersonen im 
Bereich der KuA GmbH" 

weitere Geldprämien. 

Am 3. Januar 1987 wurde IMS Susi von der Abteilung 
VII/13 des MfS an die AG BKK des MfS übergeben. In 
einer Abschlußeinschätzung des Majors Milarg heißt 
es: 

„Entsprechend den objektiven Gegebenheiten wurde 
,Susi' ... mit dem Schwerpunkt Erarbeitung von Zeit-
wertfeststellungen und Sicherung der Betriebsinter-
essen gegenüber der Steuerfahndung eingesetzt. Auf 
diesem Gebiet zeigte sie hohe Einsatzbereitschaft und 
persönliches Engagement. Bei Einsätzen zur Zeit-
wertfeststellung, der schriftlichen Erstellung der Zeit-
wertfeststellungen, der Zusammenarbeit mit den U-

-Organen DVO und HA IX, dem Zusammenwirken mit 
der Steuerfahndung und bei der Realisierung von 
Abkäufen der KuA gegenüber Beschuldigten aus 
Steuerverfahren leistete sie vorbildliche Arbeit ... Sie 
hat dabei in vielen Fällen die Entscheidungen und das 
Reglement übernommen, für die eigentlich die Steu-
erfahndung oder die DVP verantwortlich gewesen 
wäre. " (Einige Dokumente zur MfS-Tätigkeit von 
Frau Görlich vgl. Dokument Nr. 21 im Anhang) 

Falschaussage der Zeugin Görlich 

Die Zeugin Görlich sagte am 29. April 1992 vor dem 
1. UA aus, sie sei nicht wissentlich unter dem Deck-
namen Susi für das MfS tätig gewesen und habe auch 
keine Verpflichtungserklärung unterschrieben. 

Die handschriftliche Verpflichtungserklärung des IM 
„Susi" liegt dem 1. UA vor. (vgl. Dokumente 21 im 
Anhang) 

11.1.6 Rolf Werner 

Rolf Werner war Mitarbeiter im Sektor Planung, 
Plandurchführung und Kontrolle im Ministerium 
der Finanzen (MdF) der DDR und dort 
verantwortlich für Betriebsprüfungen und die 
Steuerfahndung. 

Werner leitete die Steuerfahnder in der DDR an, die 
bei Steuerverfahren gegen Kunst- und Antiquitäten-
sammler tätig wurden. Insbesondere im Fall des 
Antiquitäten-Sammlers We rner Schwarz ist deutlich 
geworden, daß Herr We rner nicht nur im Ministerium, 
sondern auch in Verfahren vor Ort tätig wurde und 
sich hierbei durch besonders brutale Verhörmethoden 

auszeichnete. Unter anderem wurde Herr Schwarz bei 
den Verhören mit gleißendem Scheinwerferlicht 
angestrahlt. Die Rolle von Rolf Werner ist durch den 
Zeugen Schwarz in eindrucksvoller Weise dem Aus-
schuß geschildert worden. Das Vorgehen der Steuer-
fahnder in diesem Fall war dera rt , daß Herr Schwarz in 
der Haft einen Selbstmordversuch unternahm. In 
seinem Abschiedsbrief belastete er Herrn Werner und 
einen anderen Vernehmungsbeamten. (zum Fa ll 

 Schwarz vgl. 45 ff des Mehrheitsberichts) 

Der Zeuge Werner gab an, er habe Kontakte zur 
Untersuchungsabteilung des MfS gehabt, von wo 
wiederholt Informationen kamen, wenn der Verdacht 
auf Steuerverkürzung bestand. 

11.1.7 Dr. Peter Fischer — IM Paul Müller 

Dr. Peter Fischer war bis Oktober 1988 Leiter des 
Bereiches Mineralien und Fossilien des VEB 
Antikhandel in Leipzig und ab November 1988 
Erster Stellvertreter des Betriebsdirektors und 
Direktor für Export/Import im VEB Philatelie 
Wermsdorf. 

Aus einem Bericht der AG BKK vom 14.November 
1987 geht he rvor, daß Dr. Fischer als IMS Paul Müller 
für die AG BKK tätig war. (vgl. Dokument Nr. 20 im 
Anhang, S. 44) 

11.1.8 Peter Adler — IM Christian Ries 

Peter Adler war Gruppenleiter Einkauf beim AHB 
Kunst und Antiquitäten und dort für die 
Übernahme exportfähiger Waren vom VEB 
Antikhandel Pirna verantwortlich. 

Seit September 1985 arbeitete er als IMS Christian 
Ries für die Hauptabteilung XVIII/7 des MfS. Er wirkte 
besonders bei der „operativen Bearbeitung" des 
Herrn Kaeding in der OPK (Operativen Personenkon-
trolle) „Silber" mit. Sein Führungsoffizier war Haupt-
mann Machost. 

(Quelle: „Einsatz-und Entwicklungskonzeption für 
den IMS ,Christian Ries' " der HA XVIII/7 vom 24. Juli 
1986, vgl. Dokumente Nr. 22a—b im Anhang) 

11.1.9 Gert Fleege 

Gert Fleege war Direktor des der KuA GmbH 
angegliederten VEB Philatelie Wermsdorf. 

Mit Schreiben vom 5. November 1992 teilte das Bun-
desministerium für Post und Telekommunikation dem 
1. UA mit, daß Herr Fleege wegen seiner Tätigkeit für 
das MfS am 27. Oktober 1992 fristlos aus seiner 
Tätigkeit bei dem Tochterunternehmen Deutsche 
Postphilatelie GmbH (vormals VEB Wermsdorf) ent-
lassen worden ist. 
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11.1.10 Axel Hilpert — IM Monika 

Axel Hilpert war von 1977 bis 1990 Gruppenleiter 
Einkauf im Antikhandel Pirna mit Sitz in Potsdam 

Nach seiner Zeugenaussage war er als „IM Monika" 
seit 1971 für das MfS tätig. Sein Führungsoffizier ab 
1983 war Bernd Porstein. Er war für die Hauptabtei-
lung II/1/Spionageabwehr tätig. 

11.1.11 Gernot Haubold 

Gernot Haubold war ab März 1977 Einkaufsleiter 
bei der Firma Kunst und Antiquitäten als 
Nachfolger von Hans Kopmann mit der Aufgabe, 
den Einkauf des VEB Antikhandels Pirna zu 
kontrollieren. Seine Tätigkeit bei KuA endete 
Anfang 1984. 

Er erklärte als Zeuge vor dem 1. UA, daß er zwischen 
1973 und 1987 IM des MfS gewesen sei. Er habe eine 
Verpflichtungserklärung unterschrieben. An einen 
Decknamen könne er sich allerdings nicht erinnern. 
Sein Führungsoffizier sei zuerst Herr Neumann aus 
Frankfurt/Oder gewesen und dann Herr Walter 
Strauch (von der Abteilung VII/13 des MfS, Anm. d. 
Verf.). 

Er habe etwa alle 14 Tage Herrn Strauch Bericht 
erstattet, auch über Personen, die bei KuA angestellt 
waren. 

11.1.12 Irene Arndt 

Irene Arndt war von Januar 1990 bis 1991 als 
Liquidatorin der Kunst und Antiquitäten GmbH 
tätig. Sie wurde hierfür vom ehemaligen 
DDR-AuBenhandelsminister Gerhard Beil 
vorgeschlagen. 

Der 1. Untersuchungsausschuß hat Anhaltspunkte 
dafür, daß es während dieser Zeit zu Unregelmäßig-
keiten gekommen ist und daß Frau Arndt ihre Aufga-
ben als Liquidatorin nicht ordnungsgemäß wahrge-
nommen hat. (vgl. S. 61 des Mehrheitsberichts) 

Frau Arndt hat bei ihrer Vernehmung angegeben, daß 
sie von 1964/1965 bis zum Juni 1989 als Inoffizielle 
Mitarbeitern des MfS tätig war. 

11.2. Kenntnisse des Bundesnachrichtendienstes 
über den Bereich „Kunst und Antiquitäten in 
der DDR" 

Der Untersuchungsauftrag verlangt Klärung der 
Rolle des BND gegenüber KuA und KoKo 

Der 1. UA soll bei seinen Ermittlungen alle Erkennt-
nisquellen ausschöpfen, die Aufschluß über Funktion, 
Struktur und Arbeitsweise des Bereiches KoKo geben 
können. Hierzu gehört auch das Wissen des BND und 
des Bundesamtes für Verfassungsschutz, die die 

Tätigkeit des Bereiches KoKo seit seiner Gründung 
1966 intensiv beobachtet haben. 

Darüber hinaus bestimmen die Ziffern I11.2 des Unter-
suchungsauftrages und 5 des ergänzenden Untersu-
chungsauftrages, daß die Kontakte staatlicher Stellen 
des Bundes zu Dr. Schalck-Golodkowski und dem 
Bereich KoKo vor und nach 1983 geklärt werden 
sollen. 

Insofern ist der 1. UA nicht nur gehalten, den Akten-
bestand des BND und BfV zu sichten und auszuwer-
ten, er muß bezogen auf den Untersuchungsgegen-
stand dieses Teilberichtes auch klären, welche Kon-
takte der BND zur KuA GmbH und zu einzelnen 
KuA-Mitarbeitern in der Vergangenheit unterhielt. 
Hierbei soll laut Untersuchungsauftrag vor allem 
geklärt werden, welchem „Zweck" diese Kontakte 
dienten. 

BND-Mitarbeiter: KuA ist unter Kontrolle 

Konkret bedeutet diese Fragestellung für den Bereich 
Kunst und Antiquitäten: 

— Welche Erkenntnisse hatte der BND über die 
Tätigkeit des Bereiches KuA ? 

— Was unternahm die Bundesregierung nach Über-
mittlung der BND-Erkenntnisse über die kriminel-
len KuA-Aktivitäten ? 

— Haben sich BND-Agenten in der DDR an  kriminel-
len Handlungen der KuA GmbH beteiligt? 

Der BND bezog seine Informationen über die Tätig-
keit von Kunst und Antiquitäten u. a. von Horst 
Schuster, dem Generaldirektor der KoKo-Firma. 

Auch über die Aktivitäten des späteren stellvertreten-
den KuA-Direktors Klaus-Dieter Richter war der BND 
informiert. Er versuchte, Richter zu einer Mitarbeit zu 
erpressen. Dabei war dem BND bewußt, daß es sich 
bei Richter um einen MfS-Mitarbeiter handelte. 

Es muß davon ausgegangen werden, daß der BND 
entgegen den Angaben des BND-Präsidenten Porzner 
gegenüber dem 1. UA neben Schuster weitere Quel-
len bei der KuA GmbH hatte. Hierauf deutet ein 
Bericht des IMB Peter Reimann vom 10. November 
1986 für die AG BKK über ein Treffen mit dem 
BND-Mitarbeiter Klaus Mü ller hin. In diesem Bericht 
heißt es: 

„ ,Müller' sagte, daß ich diese Fragen etwas zu einfach 
sehe, er meinte, daß der Bereich Kommerzielle Koor-
dinierung als Organ des MfS in erster Linie für die 
Beschaffung von Valuten bzw. Arbeitsmaterialien 
und anderweitigen Dingen aufgebaut wurde und 
weitgehend unter Leitung von Manfred  Seidel als 
Oberst des MfS steht. Er sagte, diese Dinge sind 
bekannt und das wird auch die Hauptaufgabe des 
Bereiches sein. 

Müller meinte, daß trotz dieser Gesamtproblematik es 
aus seiner Sicht zwei Spitzen in der konspirativen 
Arbeit im Bereich Kommerzielle Koordinierung gibt 
und wie er bereits früher betonte, dies Forgber sei und 
auch die Fa. Kunst und Antiquitäten. Er sagt, sie 
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müssen doch davon ausgehen, daß eine ganze Reihe 
von Mitarbeitern der Fa. Forgber gar nicht bekannt 
sind, sondern daß sie seinen Namen und die Firma 
nutzen, um ihre konspirativen Aktivitäten in Beschaf-
fung auf Elektronik oder anderweitigen Aufgaben 
durchführen zu können. Er sagte, diese Dinge sind so 
ungeheuerlich und er geriet dabei fast in Eifer, daß ich 
darüber Bücher schreiben könnte, was passiert, was 
vorgefallen ist und wie diese Dinge abgewickelt 
werden. Das gleiche ist mit Kunst und Antiquitäten 
der Fall. Er meinte, daß Farken ebenfalls ein Topmann 
des MfS ist, der die ganze Breite seiner Organisation 
diesem Unternehmen unterzuordnen hatte. Ich sagte, 
sie sind offensichtlich bei Kunst und Antiquitäten 
deshalb so gut informiert, weil mein ehemaliger 
Kollege, Herr Schuster, sie auch ausführlich unterrich-
ten konnte. Er sagte, das stimmt schon, er hat aber 
mich nicht unterrichtet, sondern insgesamt interes-
sante Informationen gegeben, die ich nicht zu unter-
suchen hatte, sondern von denen ich Kenntnis erhielt 
und was dort gesagt wurde, war schon mehr als 
interessant und zeigt, daß diese Organisation von der 
Benutzung des Containers bis zum Verkauf oder 
Einkauf antiquarischer Dinge oder hochtechnischer 
Dinge, die ganze Breite wie angeführt, für die konspi-
rative Tätigkeit nutzt. Sie können davon ausgehen, 
sagte er, daß bereits Kraftfahrer doch mit anderen 
Aufträgen in dieser Firma arbeiten als in anderen 
Bereichen und es hier eine Zusammenballung konspi-
rativer Elemente gibt, die ungeheuerlich ist. Er sagte, 
was sie zu Schuster sagen, so stimmt es, daß dieser 
Mann für die Arbeit tot ist, aber gehen sie davon aus, 
daß es noch Lebende gibt. Glücklicherweise haben 
wir diese Dinge unter Kontrolle." 

Nach Auskunft des BND-Präsidenten Porzner muß 
Schuster bereits während seiner Zeit als Generaldi-
rektor der Firma Kunst und Antiquitäten für den BND 
tätig gewesen sein.(vgl. Porzner-Brief als Dokument 
Nr. 23 im Anhang) 

Diese Version wird unterstützt durch einen Vermerk 
der HA XVIII vom 13. August 1983, in dem es 
heißt: 

„Bei der Anwerbung des IMB ,Reinhardt' im März 
1980 wollte der BND wissen, welchen Betrag von den 
Korruptionsgeldern, die der IMB von der Firma Con-
trol Data erhielt, er an den Generaldirektor Schuster, 
Antiquitäten, abgeführt habe.Die Werbung des IMB 
erfolgte unter Druck, wobei die Korruption des IMB 
durch die Fa. Control Data wesentliches Druckmittel 
war.Im Verlaufe dieser Werbungsaktivitäten behaup-
teten die BND-Mitarbeiter, daß Schuster ihr Mann sei. 
Er habe ihnen zwar einmal großen Schaden zugefügt, 
weil er einen ihrer Leute verraten habe. Man habe ihm 
jedoch inzwischen verziehen." 

Der BND hat den zuständigen staatlichen Stellen der 
Bundesrepublik Deutschland regelmäßig über seine 
Erkenntnisse zu den Aktivitäten der KuA GmbH 
sowie der Firma Delta berichtet. Diese Berichte wer-
den jedoch von der Bundesregierung noch immer 
VS-Nfd oder sogar VS-VERTRAULICH und VS-
-GEHEIM eingestuft, so daß in diesem Zwischenbe-
richt daraus nicht zitiert werden kann. 

Auch die Aussagen von Günter Asbeck — der 1981 
zum BND übergelaufen ist und bereits zuvor als 
Geschäftsführer der Firma Asimex dem BND berich-
tete — zum Komplex „Kunst und Antiquitäten", die 
dem Ausschuß vorliegen, können im Rahmen dieses 
Berichtes nicht verwendet werden, da sie ebenfalls 
VS-Nfd eingestuft sind. 

Nach Auffassung der Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN ist die Beweisaufnahme zum Thema „Kunst und 
Antiquitäten" insoweit noch nicht abgeschlossen, als 
die Befragung der beim BND für diesen Bereich 
zuständigen Mitarbeiter (u. a. der bereits als Zeuge 
beschlossene BND-Mitarbeiter „Klaus Mü ller") sowie 
die Befragung von Klaus-Dieter Richter noch durch-
geführt werden müßten. 

Leider ist nicht zu erwarten, daß dem Untersuchungs-
ausschuß die noch zurückgehaltenen Akten des BND 
zum Bereich Kunst und Antiquitäten vorgelegt wer-
den, da die Ausschuß-Mehrheit von CDU/CSU und 
FDP an diesen Unterlagen nicht interessiert ist und 
unsere diesbezüglichen Anträge nicht unterstützt. 

III. Gesamtbeurteilung und Schlußfolgerungen 

Der 1. Untersuchungsausschuß konnte die bereits im 
September 1990 in einer Buchveröffentlichung (Gun-
ter Blutke, „Obskure Geschäfte mit Kunst und Anti-
quitäten — Ein Kriminalreport" , Berlin 1990) bekannt-
gemachten Praktiken der DDR im Bereich des Kunst 
und Antiquitätenhandels im wesentlichen bestätigen 
und eine Reihe von weiteren Details ermitteln. 

Die Beweisaufnahme zum Komplex Kunst und Anti-
quitäten belegt eindeutig die enge Verflechtung von 
KuA und MfS. Das MfS nahm Einfluß auf die Kader-
auswahl der KoKo-Firma. Zahlreiche Mitarbeiter der 
Firma waren gleichzeitig tätig als Inoffizielle Mitar-
beiter für das MfS. Sie erhielten regelmäßig Aufträge 
und berichteten dem MfS über die Situation in der 
Firma, die Handelsbeziehungen von KuA und westli-
che Geschäftspartner. Das MfS veranlaßte und beein-
flußte insbesondere die kriminelle Tätigkeit von 
KuA. 

Geschäftsziel von KuA — wie auch vieler anderer 
KoKo-Firmen — war die Devisenerwirtschaftung. 
Wegen des Devisenmangels hatte sich die DDR-
Führung entschlossen, die vorhandenen kulturellen 
Werte gegen harte DM ins Ausland zu verkaufen. Die 
so erwirtschafteten Devisen kamen nicht etwa — wie 
heute oft aus Rechtfertigungsgründen behauptet wird 
— der Bevölkerung der DDR zugute, sondern wurden 
verwendet für die Aufrechterhaltung der P rivilegien 
der Staats- und Parteiführung, ihrer Versorgung mit 
Luxusgütern und zur Beschaffung von Embargogü-
tern  z. B. für das MfS. In den Jahren 1973-1989 er-
zielte die KuA GmbH einen Devisenerlös von ca. 330 
Millionen DM. 

Um sich Antiquitäten zu beschaffen, waren der KuA 
und dem MfS alle Mittel recht. An etlichen Fällen läßt 
sich belegen, daß Kunst und Antiquitäten-Sammler 
zur Herausgabe ihrer Schätze erpreßt wurden. Es 
wurden vom MfS gesteuerte Verfahren eingeleitet, 
bei denen die Sammler zur Zahlung solch hoher 
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Steuerbeträge verurteilt wurden, die sie nicht besaßen 
und aufbringen konnten. Dadurch wurden sie 
gezwungen, ihre Sammlungen an  KuA abzugeben. 
Für den erfolgreichen Abschluß von Verfahren gegen 
Sammler wurden vom MfS erhebliche Prämien an die 
Inoffiziellen Mitarbeiter gezahlt. Im Auftrag des MfS 
waren Mitarbeiter der KuA GmbH als Gutachter im 
Rahmen der Steuerverfahren tätig. 

Mehrere MfS-Hauptabteilungen (u. a. HA VII, HA 
XVIII und AG BKK) übten einen solch großen Einfluß 
auf die Beschaffung und den Verkauf von Antiquitä-
ten, sowie auf die personelle Zusammensetzung des 
Betriebes aus, daß die gesamte Tätigkeit der KoKo-
Firma Kunst und Antiquitäten als vom MfS gesteuert 
bezeichnet werden muß. 

Zum Handel gehören immer zwei Seiten. Die Firma 
Kunst und Antiquitäten verkaufte die von DDR-
Bürgern abgepreßten Antiquitäten in die westliche 
Welt. Im Zuge der sogenannten Nostalgiewelle in der 
Bundesrepublik Deutschland und anderen westlichen 
Staaten wie Belgien, Großbritannien, den Niederlan-
den, Italien und der Schweiz war der Handelsbedarf 
an  Antiquitäten sehr groß, zumal die verfügbaren 
Bestände in den westlichen Ländern weitgehend 
erschöpft waren. 

Im Jahr 1986 umfaßte der Kundenkreis der KuA 
GmbH in der Bundesrepublik und Westberlin vierzig 
Abnehmer, wobei ca. 60% des Umsatzes mit nur vier 
Großabnehmern getätigt wurden. In den übrigen 
Ländern des westlichen Auslands bestand der Kun-
denstamm aus achtunddreißig Abnehmern, wobei 
79% des Umsatzes mit zehn Kunden abgewickelt 
wurden. 

Mindestens seit 1984 hätten sich westliche Geschäfts-
partner der KuA GmbH über die kriminelle Praxis des 
KoKo-Betriebes informieren können. Damals erschien 
in der in Händlerkreisen viel gelesenen Kunstfach-
zeitschrift „art" ein kritischer Artikel über die Vorge-
hensweise der DDR bei der Enteignung von Kunst-
sammlern im Rahmen von Steuerverfahren. 

Die westlichen Geschäftspartner der KuA GmbH 
müssen sich heute den Vorwurf gefallen lassen, sich 
entweder nicht sachkundig gemacht zu haben oder 
diese kriminelle Praxis billigend in Kauf genommen 
zu haben, um nicht auf einträgliche Geschäfte ver-
zichten zu müssen. 

Dieses Verhalten der westlichen Händler ist durch die 
Bundesregierung erleichtert worden. Der Bundes-
nachrichtendienst sammelte auch Informationen über 
die Firma Kunst und Antiquitäten und bezog seine 
Erkenntnisse von in der DDR geführten Quellen (u. a. 
der Generaldirektor der Firma Kunst und Antiquitä-
ten) und von Überläufern. Informationen des Bundes-
nachrichtendienstes werden regelmäßig an die Bun-
desregierung weitergegeben. Heute ist nicht festzu-
stellen, daß die Bundesregierung die vom BND über-
mittelten Informationen über den Kunsthandel in der 
DDR benutzt hätte, um die Öffentlichkeit darauf 
aufmerksam zu machen. Hätte eine solche Unterrich-
tung der Öffentlichkeit stattgefunden, wäre es west-
deutschen Firmen wesentlich schwerer gefallen, ihre 
Handelsbeziehungen zu KuA aufrechtzuerhalten, 

denn dies hätte einen Imageverlust bedeutet. Die 
Geschäftstätigkeit der KuA-GmbH wäre mangels 
Abnehmerschaft über kurz oder lang zum Erliegen 
gekommen. 

Auch die Sammler in der DDR wären durch eine 
internationale Öffentlichkeit vor weiteren Enteignun-
gen möglicherweise geschützt gewesen. 

Der 1. UA konnte nicht klären, warum die Bundesre-
gierung in dieser Weise Stillschweigen bewahrt hat. 
Offensichtlich haben auch die CDU/CSU und die FDP 
im Untersuchungsausschuß kein Interesse an der 
Aufklärung dieses Sachverhalts. 

Dem Untersuchungsausschuß werden bis heute 
Akten der Bundesregierung zum KuA-Komplex ver-
weigert. 

Für die Erstellung dieses Abweichenden Berichts hat 
die Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN mit Schrei-
ben vom 24. März 1993 das Ausschuß-Sekretariat 
noch einmal gebeten, „erneut beim BND anzufragen, 
ob nachträglich noch Unterlagen über die Befragung 
Horst Schusters bzw. Unterlagen über die Erkennt-
nisse des BND zum Bereich KuA zur Verfügung 
gestellt werden können." 

Mit Schreiben vom 25. März 1993 teilte das Ausschuß-
Sekretariat daraufhin mit: 

„Auf eine erneute Anfrage hin hat der BND erklärt, 
über bestimmte Unterlagen nicht zu verfügen bzw. 
aus Quellenschutzgründen keine Angaben machen 
zu können. Ich verweise in diesem Zusammenhang 
auf das Schreiben des Staatsministers beim Bundes-
kanzler vom 4.Februar 1993, das sich in der Geheim-
schutzstelle befindet. Ergänzend erinnere ich an  das 
Vorsitzenden-Verfahren, das noch nicht zum Ab-
schluß gekommen ist. Angesichts dieser Sachlage 
sehe ich mich außerstande, insoweit Ihrem Anliegen 
zu entsprechen." 

Dieses Vorgehen der Bundesregierung stellt eine 
Mißachtung eines zur öffentlichen Beweiserhebung 
verpflichteten parlamentarischen Gremiums dar und 
ist ein Beleg dafür, wie unangenehm der zum Bereich 
Kunst und Antiquitäten zurückgehaltene Akteninhalt 
der Bundesregierung sein muß. 

Das vom Ausschuß-Sekretariat angesprochene Vor-
sitzenden-Verfahren bedeutet, daß der BND lediglich 
dem Ausschuß-Vorsitzenden F riedrich Vogel (CDU) 
und dem stellvertretenden Ausschuß-Vorsitzenden 
Axel Wernitz (SPD) Einblick in ausgewählte Akten 
gewährt. Über das Ergebnis dieser Akteneinsicht ist 
der Untersuchungsausschuß jedoch bislang nicht 
unterrichtet worden. 

Die Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im 1. Unter-
suchungsausschuß kritisiert, daß die Fraktionen im 
1. UA diese Behinderung der Arbeit des Untersu-
chungsausschusses hinnehmen und die Bundesregie-
rung nicht zu einer Offenlegung der Akten bewe-
gen. 

Durch dieses Verhalten wird die vollständige Aufklä-
rung der Mitverantwortung der westlichen Seite beim 
KuA-Komplex verhindert. 
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IV. Dokumente 

IV.1. Inhaltsübersicht über den 
Dokumenten-Anhang 

Dokument 1 a 

Vermerk des BMWi vom 15. Januar 1987 zum Urteil 
des Kammergerichts Berlin im Fall Schwarz 

Quelle: Mat A 136, Bd. 6 

Dokument lb  

Vermerk Farken für Seidel vom 18. Dezember 1987 
zum Urteil des Kammergerichts Berlin im Fall 
Schwarz 

Quelle: Mat A 125, Bd. 46b 

Dokument 2 

Schreiben Dr. Christof Cirotzki-Christ mit Eingangs-
stempel vom 27. Juni 1988 betrifft Vermittlung der 
KuA-Adresse durch die Treuhandstelle für den Inner-
deutschen Handel 

Quelle: Mat A 125, Bd. 20/1 

Dokument 3 

Schreiben von Prof.Dr.Karl Kreuzer an den 1. UA vom 
25. Februar 1992 samt Anlage betrifft Aufsatz in IPRax 
1990, Heft 6 

Dokument 4 a 

Abschlußbericht vom 15. März 1985 über die Beteili-
gung der Kunst und Antiquitäten GmbH an der 
Leipziger Frühjahrsmesse 1985 (Auszüge) 

Quelle: Mat A 125, Bd. 43 b 

Dokument 4 b 

Abschlußbericht vom 5. September 1985 über die 
Beteiligung der Kunst und Antiquitäten GmbH an der 
Leipziger Herbstmesse 1985 (Auszüge) 

Quelle: Mat A 125, Bd. 43 b 

Dokument 4 c 

Abschlußbericht vom 20. März 1986 über die Beteili-
gung der Kunst und Antiquitäten GmbH an der 
Leipziger Frühjahrsmesse 1986 (Auszüge) 

Quelle: Mat A 125, Bd. 43 b 

Dokument 4 d 

Abschlußbericht vom 4. September 1986 über die 
Beteiligung der Kunst und Antiquitäten GmbH an der 
Leipziger Herbstmesse 1986 (Auszüge) 

Quelle: Mat A 125, Bd. 43 b 

Dokument 4 e 

Abschlußbericht vom 8. September 1988 der Kunst 
und Antiquitäten GmbH zur Leipziger Herbstmesse 
1988 (Auszüge) 

Quelle: Mat A 125, Bd. 42/43 a 

Dokument 4 f 

Abschlußbericht vom 7. September 1989 der Kunst 
und Antiquitäten GmbH zur Leipziger Herbstmesse 
1989 (Auszüge) 

Quelle: Mat A 125, Bd. 42/43 a 

Dokumente 5 a 

Verkaufsreisepläne der Kunst und Antiquitäten 
GmbH aus den Monaten August 1988, Oktober 1988, 
Januar 1989. 

Quelle: Mat A 148/3, Bd. 2 

Dokumente 5 b 

Aufstellungen über Verkaufserlöse aus verschiede-
nen Quartalen der Jahre 1987 bis 1989 von Inlands-
partnern der Kunst und Antiquitäten GmbH 

Quelle: Mat A 125, Bd. 11, Teil2 

Dokumente 6a 

Geschäftskorrespondenz verschiedener westdeut-
scher Kunst und Antiquitäten-Händler mit der KuA 
GmbH aus den Jahren 1987 bis 1989 (Auszüge) 

Quelle: Mat A 125, Bd. 20/1 

Dokument 6 b 

Schreiben des Kunst- und Auktionshauses Peretz, 
Saarbrücken an Dr.Schalck-Golodkowski vom 1. Ok-
tober 1985 

Quelle: MAT A 125, Bd. 9 

Dokument 7a 

Schreiben Farken an Seidel vom 6. September 1988 
mit Anlage betrifft Vorbereitung eines FAZ-Inter-
views 

Quelle: Mat A 125, Bd.  46b 

Dokument 7 b 

Artikel „Kunst und Antiquitäten sind eine lukrative 
Devisenquelle", FAZ, 13. September 1988 

Dokument 7 c 

Brief Deutsch-Chinesische Handelsgesellschaft 
m. b. H. vom 12. Oktober 1988 an die KuA GmbH 
betrifft FAZ-Artikel 

Quelle Mat A 125, Bd. 20/1 

Dokument 7 d 

Brief Dr. Hans Bernhard von Berg vom 26. September 
1988 an die KuA GmbH betrifft FAZ-Artikel 

Quelle: Mat A 125, Bd. 20/1 
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Dokument 8a 

Aktennotiz vom 10. Juni 1985 eines unbekannten 
Autors über ein Verkaufsgespräch mit Konsul Bött-
cher 

Quelle: Mat A 125, Bd. 9 

Dokument 8 b 

Sofortbericht Nr. 146158 von Frau Harz vom 25. Juli 
1985 (Auszug) 

Quelle: MAT A 125, Bd. 9 

Dokument 8c 

Reisebericht von Frau Harz vom 12. März 1987 

Quelle: MAT A 125, Bd. 9 

Dokument 8 d 

Anlage zum Sofortbericht Nr. 146363 vom 30. Novem-
ber 1988 (Auszug) 

Quelle: MAT A 125, Bd. 9 

Dokument 9 

Bericht der Hauptabteilung XVIII/? des MfS vom 
28. April 1983 über „Erkenntnisse aus der Durchar-
beitung der IM-Akten des IMS ,Sohle' Reg.-Nr.XVV/ 
1326/63, Archiv-Nr. 818/81" 

Quelle: Mat A 148/9,Bd.2 

Dokumente 10 

Verschiedene Berichte der Hauptabteilungen XVIII 
und XVIII/7 des MfS von April 1983 bis September 
1983 über die Auswirkungen der Flucht Horst Schu-
sters in den Westen 
Quelle: Mat A 148/9, Bd. 2 

Dokument 11 

Bericht der Hauptabteilung XVIII des MfS vom 13. Au-
gust 1983 über „Hinweise über BND-Aktivitäten zu 
Schuster" 

Quelle: Mat A 148/9 

Dokument 12 a 

Bericht der Hauptabteilung XVIII/7 des MfS über Frau 
Traebert und die Beschaffung eines Pelzmantels für 
die Familie Mielke im Wert von 15 000 DM 

Quelle: Mat A 148/6, Bd. 4 

Dokument 12 b 

Schreiben Farken an Frau Schalck vom 5. Dezember 
1983 betrifft Biedermeier-Sekretär 

Quelle: Mat A 125, Bd.46a 

Dokument 12 c 

Schreiben Farken an Frau Schalck vom 22. Dezember 
1983 betrifft Biedermeier-Möbel 

Quelle: Mat A 125, Bd. 46a 

Dokument 12 d 

Mitteilung und Rechnung Farken an Frau Schalck 
vom 4. Januar 1984 betrifft Biedermeier-Möbel 

Quelle: Mat A 125, Bd.  46a 

Dokument 13 a 

Mitteilung Farken an Seidel vom 8. April 1982 betrifft 
Überleitung der Letex-Geschäfte zur Delta-GmbH 

Quelle: Mat A 125, Bd. 46a 

Dokument 13 b 

Schreiben Farken/Richter an Seidel vom 4. Januar 
1984 betrifft Abrechnung der Ergebnisse Letex 
Quelle: Mat A 125, Bd.46a 

Dokument 13c 

Schreiben Farken an Seidel vom 28. Januar 1985 
betrifft Ergebnisse Letex 
Quelle: Mat A 125, Bd. 46a 

Dokumente 13 d 

Vermerke der Hauptabteilung XVIII/7 des MfS vom 
29. April 1982 und 30. April 1982 über Treffen mit IMS 
Peter Reichelt betrifft Verlagerung der Aktivitäten 
BIEG, Gruppe Letex nach Mühlenbeck 

Quelle: Mat A 148/6, Bd. 4 

Dokument 13 e 

Vermerk der Hauptabteilung XVIII/7/3 des MfS vom 
10. Mai 1982 betrifft „Einsatz-und Entwicklungskon-
zeption-IMS ,Peter Reichelt' " 
Quelle: Mat A 148/6, Bd. 1 

Dokumente 13f 

Berichte der Hauptabteilung XVIII/7 des MfS über 
Treffen mit IMS Peter Reichelt im September und 
November 1982 betrifft das Problem Umsiedelung 
Letex nach Mühlenbeck 

Quelle: Mat A 148/6, Bd. 4 

Dokument 13 g 

Vermerk des Führungsoffiziers von IM Peter Reichelt 
mit Anlage über die Übergabe einer Übersicht zu 
Firmen und Mitarbeitern, die in die Lieferungen für 
Letex einbezogen sind 

Quelle: Mat A 148/6, Bd. 4 

Dokument 13 h 

Beurteilung der HA XVIII/7/2 des MfS über den IMS 
Peter Reichelt vom 16. September 1986 

Quelle: Mat A 148/6, Bd. 1 

Dokument 13 i 

Auskunftsbericht der AG BKK des MfS vom 1. Juni 
1987 über Klaus Dieter Richter 

Quelle: Mat A 148/6, Bd. 1 
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Dokument 14 

Auskunftsbericht der AG BKK des MfS vom 14. No-
vember 1987 über den IMS Peter Reichelt 

Quelle: Mat A 148/6 , Bd. 2 

Dokument 15 

Auskunftsbericht der AG BKK des MfS vom 24. Ap ril 
1987 über Klaus Dieter Richter 

Quelle: Mat A 148/6, Bd. 1 

Dokument 16 a 

Information der Hauptabteilung XVIII/7 des MfS vom 
13. April 1982 über eine Geschäftsabwicklung mit der 
französischen Kognakfirma Remy Martin 
Quelle: Mat A 148/6, Bd. 4 

Dokument 16 b 

Information der Hauptabteilung XVIII/? des MfS vom 
4. Juni 1982 über Verhandlungen des IMS Peter 
Reichelt mit der Fa. Remy Martin in Cognac 

Quelle: Mat A 148/6, Bd. 4 

Dokumente 17a 

Aktenvermerke Farken vom Mai und September 1983 
über Zigarettengeschäfte mit der Schweiz und Italien 

Quelle: Mat A 125, Bd.  46a 

Dokumente 17 b 

Information der Hauptabteilung XVIII/? des MfS vom 
23. Juli 1984 betrifft den „Verfahrensweg Zigaretten-
export mit der Firma Dracommex/Schweiz (Herrn 
Weeder)" 

Quelle: Mat A 148/6, Bd. 4 

Dokument 17 c 

Mitteilung Farken an Seidel vom 3. September 1984 
betrifft Verkehrsunfall bei Zigarettentransport in 
Österreich 
Quelle: Mat A 125, Bd. 46a 

Dokumente 17 d 

Berichte der Hauptabteilung XVIII/7 des MfS vom 
Oktober 1984 bis April 1985 über den Zigaretten-
schmuggel mit Herrn Weder 

Quelle: Mat A 148/6, Bd. 4 

Dokument 17 e 

Sachstandsbericht der Hauptabteilung XVIII/7 des 
MfS vom 11. Oktober 1985 zum Zigarettenschmuggel 
Richter/Weder 

Quelle: Mat A 148/6, Bd. 1 

Dokumente 18a 

Schreiben Farken an Seidel vom 4. Oktober 1982 
betrifft Geschäftskonstruktionen mit Herrn Bader und 
Mitteilung Farken an Seidel vom 18. November 1982 
betrifft Geschäftskonstruktion mit Herrn Bader 
Quelle: Mat A 125, Bd. 46a 

Dokumente 18b 

Berichte der HA XVIII/? des MfS vom 19. November 
1983 und 14. Dezember 1983 über Geschäfte des IMS 
Peter Reichelt mit Herrn Bader 

Quelle: MAT A 148/6, Bd. 4 

Dokument 18 c 

Schreiben Richter an die Staatsbank der DDR vom 
13. Juli 1984 über Lieferung von Münzen und Münz-
plättchen 

Quelle: Mat A 125, Bd.46 a 

Dokument 18 d 

Bericht der Hauptabteilung XVIII/? vom 26. Septem-
ber 1984 über ein Treffen des IMS Peter Reichelt mit 
Herrn Bader 

Quelle: Mat A 148/6, Bd. 4 

Dokumente 18 e 

Mitteilung Farken an Dr. Schalck vom 9. Juni 1985 
betrifft den Verkauf von Goldbarren in Wechselstellen 
der Staatsbank der DDR sowie Vermerke Harz über 
Kontakte mit Schalck-Golodkowski vom 7. Juni 1985 
betrifft Kommissionsvertrag mit der Staatsbank über 
den Verkauf von Münzen und Barren 

Quelle: Mat A 125, Bd.  46a 

Dokumente 18 f 

Information der AG BKK des MfS vom 14. November 
1987 über eine Reise des IMS Peter Reichelt in die 
Schweiz sowie Kurzauskunft der AG BKK vom 14. No-
vember 1987 zur Person Militschin, Wladimir 

Quelle: MAT A 148/6, Bd. 2 

Dokument 19a 

Vermerk der HA XVIII/? des MfS vom 22. März 1983 
über Verhandlungen des IMS Peter Reichelt über den 
Export von Insektenspray in den Iran 

Quelle: Mat A 148/6, Bd. 4 

Dokument 19b 

Bericht der HA XVIII/7/2 des MfS vom 13. Januar 1984 
über Kontakte des IMS Peter Reichelt zum Export von 
Insektenspray nach Jordanien 

Quelle: Mat A 148/6, Bd. 4 

Dokumente 20 

Diverse Berichte und Treffvermerke der AG BKK des 
MfS vom 14. November 1987 über die BND-Kontakte 
des IMS Peter Reichelt 

Quelle: Mat A 148/6, Bd. 2 
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Dokumente 21 

Diverse Auszüge aus der MfS-Akte der IMS Susi von 
1976 bis 1987 

Quelle: Mat A 148/3, Bd. 1 

Dokument 22 a 

Schreiben des Bundesbeauftragten für die Unterlagen 
des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen Deut-
schen Demokratischen Republik vom 29. März 1993 
an den 1. UA betrifft IM „Christian Ries" 

Quelle: Mat A 246 

Dokument 22b 

Vermerk der HA XVIII/7 vom 24. Juli 1986 über die 
„Einsatz- und Entwicklungskonzeption für den IMS 
,Christian Ries', Reg.-Nr.MfS XV/4855/85" 

Quelle: Mat A 121, Bd. 1628 

Dokument 23 

Schreiben des BND-Präsidenten Porzner an den 1. UA 
mit unbekanntem Datum, eingegangen im Bundes-
kanzleramt am 28. Dezember 1992, weitergeleitet an 
den 1. UA am 4. Januar 1993, dort eingegangen am 
18. Januar 1993. 

Quelle: Mat A 210 
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N.2 Dokumenten-Anhang 














































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































	document_1
	document_2

